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A. Problem und Ziel 

Vor dem Hintergrund ihrer geographischen und kiimatischen Bedin- 
gungen unteriiegt die Antarktis einem einzigartigen vöikerrechtiichen 
Vertragsregime. Dieses fußt auf dem im Jahr 1961 und für die Bundes- 
repubiik Deutschiand am 5. Februar 1979 in Kraft getretenen Antark- 
tis-Vertrag vom 1. Dezember 1959 (BGBi. 1978 II S. 1517, 1518; 1979 
II S. 420), nach dem der Kontinent und seine angrenzenden Gewässer 
der friediichen Nutzung, insbesondere der wissenschaftiichen For- 
schung, vorbehaiten bieiben. Um der Fragiiität des antarktischen Öko- 
systems und der Bedeutung der Antarktis für das Weitkiima und den 
giobaien Süßwasserhaushait Rechnung zu tragen, ist der Antarktis- 
Vertrag in den ietzten Jahrzehnten um eine Reihe von Protokoiien und 
Annexen ergänzt worden. Das am 4. Oktober 1991 in Madrid beschios- 
sene Umweitschutzprotokoii zum Antarktis-Vertrag (Antarktis-Umweit- 
schutzprotokoii) (BGBi. 1994 II S. 2478, 2479) enthält die umfang- 
reichsten Regelungen zum Umweltschutz, die für einen Kontinent und 
dessen Seegebiete in einer internationalen Übereinkunft erarbeitet wur- 
den. 

Mit der Anlage VI („Liability Arising From Environmental Emergencies“) 
zum Antarktis-Umweltschutzprotokoll (kurz: Haftungsannex), die am 
14. Juni 2005 in Stockholm vereinbart wurde, hat sich die Konsultativ- 
tagung des Antarktis-Vertrags erstmals auf Haftungsregeln für private 
und staatliche Akteure bei umweltgefährdenden Notfällen in der Ant- 
arktis verständigt. Vorausgegangen waren mehr als 13-jährige Ver- 
handlungen, in denen sich die Bundesrepublik Deutschland als wich- 


tiger Akteur im Bereich der Antarktisforschung und des antarktischen 
Umweitschutzes nachdrückiich für einen effektiven und praktikabien 
Haftungsmechanismus eingesetzt hatte. 

Vöikerrechtiich werden mit dem Haftungsannex entscheidende Pfiich- 
ten verankert: Neben Präventions- und Reaktionspfiichten, die Be- 
treiber antarktischer Tätigkeiten zur Vermeidung und Bekämpfung 
umweitgefährdender Notfäiie treffen, sieht der Haftungsannex Kom- 
pensationspfiichten für reine Umweitschäden vor, die im Zuge soicher 
umweitgefährdenden Notfäiie auftreten. 

Die Aniage VI tritt nach Artikei 9 Absatz 2 des Antarktis-Umweitschutz- 
protokoiis in Verbindung mit Artikei IX Absatz 4 des Antarktis-Vertrags 
in Kraft, wenn sie von aiien Teiinehmern der XXVIII. Konsultativtagung 
zum Antarktis-Vertrag genehmigt worden ist. Die Genehmigung als 
eine Form der völkerrechtlichen Zustimmung, durch einen Vertrag ge- 
bunden zu sein, entspricht in ihrer Wirkung der Ratifikation. Deutsch- 
land wird die Genehmigung durch Hinterlegung einer Genehmigungs- 
urkunde vornehmen. 

Das Vertragsgesetz dient als Grundlage für die vorzunehmende 
Hinterlegung der Genehmigungsurkunde, die innerstaatlich die Um- 
setzung durch Vertragsgesetz nach Artikel 59 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes voraussetzt. 

Sofern Bestimmungen des Haftungsannexes mittels eines Umset- 
zungsgesetzes in die deutsche Rechtsordnung übernommen werden, 
sind diese im Gesetz zur Ausführung der Anlage VI des Umweltschutz- 
protokolls zum Antarktis-Vertrag über die Haftung bei umweltgefähr- 
denden Notfällen vom 14. Juni 2005 (Antarktis-Haftungsgesetz) ent- 
halten. 

B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die verfassungsrechtlichen Voraus- 
setzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die 
Genehmigung des Antarktis-Haftungsannexes geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch das Vertragsgesetz sind keine Mehrbelastungen für die öffent- 
lichen Haushalte zu erwarten. Zu Mehrausgaben kann es durch die 
Ausführung kommen. Die Einzelheiten sind im Ausführungsgesetz 
dargestellt. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungs- 
aufwand. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch das Vertragsgesetz entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand 
für die Wirtschaft. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch die Genehmigung des Antarktis-Haftungsannexes und das hier- 
für erforderliche Vertragsgesetz entsteht kein zusätzlicher Erfüllungs- 
aufwand der Verwaltung. 

Länder und Gemeinden werden nicht mit zusätzlichen Kosten belastet. 

F. Weitere Kosten 

Durch das Vertragsgesetz entstehen keine weiteren Kosten. Allerdings 
kann durch die Ausführung des Antarktis-Haftungsannexes ein er- 
höhter Erfüllungsaufwand für die Wirtschaftstellnehmer zu erwarten 
sein, die als Betreiber Tätigkeiten In der Antarktis durchführen. Das 
wäre Insbesondere eine Folge der Präventlonspfllchten, wenn diese 
einen größeren Vorbereitungsaufwand, gegebenenfalls durch erforder- 
liche zusätzliche Ausrüstung, erfordern. 

Durch die Ausführung des Antarktis-Haftungsannexes Im Antarktis- 
Haftungsgesetz können sich touristische Reisen und Expeditionen In 
die Antarktis für Verbraucherinnen und Verbraucher verteuern. Ange- 
sichts des verhältnismäßig geringen Umfangs des Antarktistourismus 
Ist jedoch nicht von messbaren Auswirkungen auf das Preisniveau, Ins- 
besondere das Verbraucherpreisniveau, auszugehen. 

Der Verwaltung des Bundes entsteht mittelbar ein geringer zusätzlicher 
Erfüllungsaufwand durch die Ausführung des Antarktis-Haftungsanne- 
xes durch das Antarktis-Haftungsgesetz, da hierdurch die Aufgaben 
des Bundes erweitert werden. Dem Bund werden mittelbar In geringem 
Maße finanzielle Mehrbelastungen für Personal und Sachkosten ent- 
stehen. 

Durch die Ausführung des Antarktis-Haftungsannexes entstehen zu- 
dem den staatlichen Forschungseinrichtungen zusätzliche Kosten für 
das Ergreifen von dem Stand der Technik entsprechenden Vorsorge- 
maßnahmen zur Vermeidung umweltgefährdender Notfälle und für 
die Erstellung dem Stand der Technik entsprechender Einsatzpläne 
zur Verringerung der Auswirkungen von durch sie verursachte um- 
weltgefährdende Notfälle. Die Einzelheiten werden In der Gesetzes- 
begründung zum Ausführungsgesetz dargestellt. 

Die Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln werden finanziell und 
stellenmäßig Im jeweiligen Elnzelplan ausgeglichen. 

Die Einzelheiten zu den hier genannten Kosten werden In der Ge- 
setzesbegründung zum Antarktis-Haftungsgesetz dargestellt. 
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Bundesrepublik Deutschland 

DIE BUNDESKANZLERIN 


Berlin, /)S. März 2017 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entv/urf eines Gesetzes zur Anlage VI des Umweltschutzprotokolls zum 
Antarktis-Vertrag vom 14. Juni 2005 über die Haftung bei umwelt- 
gefährdenden Notfällen (Antarktis-Haftungsannex) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 954. Sitzung am 10. März 2017 beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 




Vorabfc lektorierte Fassunr ersetzt. 

% 


Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf 

Gesetz 

zur Anlage VI des Umweltschutzprotokolls 
zum Antarktis-Vertrag vom 14. Juni 2005 
über die Haftung bei 

umweltgefährdenden Notfällen (Antarktis-Haftungsannex) 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der In Stockholm am 1 4. Juni 2005 von der XXVIII. Konsultativtagung zum Ant- 
arktis-Vertrag beschlossenen Anlage VI des Umweltschutzprotokolls vom 4. Ok- 
tober 1991 (BGBl. 1994 II S. 2478, 2479) zum Antarktis-Vertrag vom 1 . Dezember 
1959 (BGBl. 1978 II S. 1517,1518) über die Haftung bei umweltgefährdenden 
Notfällen wird zugestimmt. Die Anlage wird nachstehend mit einer amtlichen 
deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Anlage nach Artikel 9 Absatz 2 des Umweltschutz- 
protokolls zum Antarktis-Vertrag in Verbindung mit Artikel IX Absatz 4 des 
Antarktis-Vertrags für die Bundesrepublik Deutschland In Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 


4 


Begründung zum Vertragsgesetz 


Zu Artikel 1 

Auf die Anlage ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, 
da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem die Anlage nach Artikel 9 Absatz 2 des 
Umweltschutzprotokolls zum Antarktis-Vertrag für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Das Vertragsgesetz schafft die Voraussetzungen für die Genehmigung des 
Haftungsannexes. Die materiellen Pflichten aus dem Haftungsannex werden, 
soweit erforderlich, durch das Gesetz zur Ausführung der Anlage VI des Umwelt- 
schutzprotokolls zum Antarktis-Vertrag (Antarktis-Haftungsgesetz) konkretisiert 
und vollständig in das nationale Recht umgesetzt. 

Durch die Ausführung des Antarktis-Haftungsannexes im Antarktis-Haftungsge- 
setz entstehen den staatlichen Forschungseinrichtungen zusätzliche Kosten vor 
allem für das Ergreifen von dem Stand der Technik entsprechenden Vorsorge- 
maßnahmen zur Vermeidung umweltgefährdender Notfälle und für die Erstellung 
dem Stand der Technik entsprechender Einsatzpläne zur Verringerung der Aus- 
wirkungen von durch sie verursachten umweltgefährdenden Notfällen. Der hier- 
durch entstehende Erfüllungsaufwand wird in der Begründung zum Antarktis- 
Haftungsgesetz dargelegt. 

Durch die Genehmigung des Antarktis-Haftungsannexes entsteht ein geringer 
zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Verwaltung auf Bundesebene. Insbeson- 
dere unterwirft sich die Bundesrepublik Deutschland den in der Denkschrift 
zum Haftungsannex näher dargestellten Informationspflichten. Da umweltge- 
fährdende Notfälle in der Antarktis, die durch einen Betreiber der Bundes- 
republik Deutschland verursacht werden oder die Auswirkungen auf Betreiber 
oder Forschungseinrichtungen der Bundesrepublik Deutschland haben, selten 
Vorkommen, lassen sich weder Fallzahlen Vorhersagen noch Schätzungen über 
die Komplexität des Verfahrens vornehmen. 

Durch die Konkretisierung des Antarktis-Haftungsannexes im Antarktis- 
Haftungsgesetz entsteht zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 
auf Bundesebene, da durch das Ausführungsgesetz zum Haftungsannex für 
Verwaltungsbehörden des Bundes bestehende Aufgaben erweitert werden. Die 
Einzelheiten sind in der Gesetzesbegründung zum Antarktis-Haftungsgesetz 
dargestellt. 

Die Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln werden finanziell und stellen- 
mäßig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen. 

Für Länder und Kommunen entstehen keine Mehrbelastungen. 
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Anlage VI 

des Umweltschutzprotokolls zum Antarktis-Vertrag 
über die Haftung bei umweltgefährdenden Notfällen 


Annex VI 

to the Protocol on Environmental Protection to the Antarctic Treaty 
Liability Arising From Environmental Emergencies 


Annexe VI 

au Protocole au Traite sur l’Antarctique 
relatif ä la protection de l’environnement 
Responsabilite decoulant de situations critiques pour l’environnement 


Preamble 

The Parties, 

Recognising the importance of prevent- 
ing, minimising and containing the impact 
of environmental emergencies on the 
Antarctic environment and dependent and 
associated ecosystems; 


Recalling Article 3 of the Protocol, in par- 
ticular that activities shall be planned and 
conducted in the Antarctic Treaty area so as 
to accord priority to scientific research and 
to preserve the value of Antarctica as an 
area for the conduct of such research; 


Recalling the Obligation in Article 15 of 
the Protocol to provide for prompt and 
effective response action to environmental 
emergencies, and to establish contingency 
plans for response to incidents with poten- 
tial adverse effects on the Antarctic environ- 
ment or dependent and associated ecosys- 
tems; 


Recalling Article 1 6 of the Protocol under 
which the Parties to the Protocol undertook 
consistent with the objectives of the Proto- 
col for the comprehensive protection of the 
Antarctic environment and dependent and 
associated ecosystems to elaborate, in one 
or more Annexes to the Protocol, rules and 
procedures relating to liability for damage 
arising from activities taking place in the 
Antarctic Treaty area and covered by the 
Protocol; 


Noting further Decision 3 (2001) of the 
XXIVth Antarctic Treaty Consultative Meet- 


Preambule 

Les Parties, 

Reconnaissant l’importance de prevenir, 
de reduire au minimum et de contenir 
l’impact des situations critiques pour l’en- 
vironnement sur l’environnement en Antarc- 
tique et les ecosystemes dependants et 
associes; 

Rappelant l’article 3 du Protocole, en 
particulier que les activites sont organisees 
et conduites dans la zone du Traite sur 
l’Antarctique de fagon ä accorder la priorite 
ä la recherche scientifique et ä preserver la 
valeur de l’Antarctique en tant que zone 
consacree ä une teile recherche; 


Rappelant egalement l’obligation ä l’arti- 
cle 1 5 du Protocole de mettre en place des 
actions rapides et efficaces en reponse ä 
des situations critiques pour l’environne- 
ment et d’etablir des plans d’urgence pour 
faire face aux incidents susceptibles d’avoir 
des effets negatifs sur l’environnement en 
Antarctique ou les ecosystemes depen- 
dants et associes; 

Rappelant en outre l’article 16 du Proto- 
cole en vertu duquel les Parties au Proto- 
cole se sont engagees, conformement aux 
objectifs du Protocole en matiere de protec- 
tion globale de l’environnement en Antarc- 
tique et des ecosystemes dependants et 
associes d’elaborer, dans une ou plusieurs 
annexes au Protocole, des regles et proce- 
dures relatives ä la responsabilite pour les 
dommages resultant d’activites se derou- 
lant dans la zone du Traite sur l’Antarctique 
et couvertes par le Protocole; 

Notant la Decision 3 (2001) de la 
XXIV® Reunion consultative du Traite sur 


(Übersetzung) 

Präambel 

Die Vertragsparteien - 

in der Erkenntnis, dass es wichtig ist, 
Auswirkungen umweltgefährdender Notfälle 
auf die antarktische Umwelt und die ab- 
hängigen und verbundenen Ökosysteme 
zu vermeiden, auf ein Mindestmaß zu be- 
schränken und einzudämmen; 

unter Hinweis auf Artikel 3 des Proto- 
kolls, wonach insbesondere Tätigkeiten im 
Gebiet des Antarktis-Vertrags so geplant 
und durchgeführt werden, dass der wissen- 
schaftlichen Forschung Vorrang eingeräumt 
wird und der Wert der Antarktis als Gebiet 
für die Durchführung solcher Forschung er- 
halten bleibt; 

unter Hinweis auf die Verpflichtung in 
Artikel 15 des Protokolls, umgehende und 
wirksame Gegenmaßnahmen für umweltge- 
fährdende Notfälle vorzusehen und Einsatz- 
pläne aufzustellen, um auf Zwischenfälle mit 
möglichen nachteiligen Wirkungen auf die 
antarktische Umwelt oder die abhängigen 
und verbundenen Ökosysteme reagieren zu 
können; 

unter Hinweis auf Artikel 16 des Proto- 
kolls, in dem sich die Vertragsparteien im 
Einklang mit den Zielen des Protokolls, die 
antarktische Umwelt sowie die abhängigen 
und verbundenen Ökosysteme umfassend 
zu schützen, verpflichteten, in einer oder 
mehreren Anlagen des Protokolls Regeln 
und Verfahren in Bezug auf die Haftung 
für Schäden auszuarbeiten, welche durch 
Tätigkeiten entstehen, die in dem Gebiet 
des Antarktis-Vertrags durchgeführt werden 
und von dem Protokoll erfasst sind; 

ferner in Anbetracht des Beschlus- 
ses 3 (2001) der XXIV. Konsultativtagung 
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ing regarding the elaboration of an Annex 
on the liability aspects of environmental 
emergencies, as a Step in the establishment 
of a liability regime in accordance with 
Article 16 of the Protocol; 


Having regard to Article IV of the Antarc- 
tic Treaty and Article 8 of the Protocol; 

Have agreed as follows: 

Article 1 
Scope 

This Annex shall apply to environmental 
emergencies in the Antarctic Treaty area 
which relate to scientific research pro- 
grammes, tourism and all other governmen- 
tal and nongovernmental activities in the 
Antarctic Treaty area for which advance 
notice is required under Article Vll(5) of 
the Antarctic Treaty, including associated 
logistic Support activities. Measures and 
plans for preventing and responding to 
such emergencies are also included in this 
Annex. It shall apply to all tourist vessels 
that enter the Antarctic Treaty area. It shall 
also apply to environmental emergencies 
in the Antarctic Treaty area which relate to 
other vessels and activities as may be 
decided in accordance with Article 13. 


Article 2 
Definitions 

For the purposes of this Annex: 

(a) “Decision” means a Decision adopted 
pursuant to the Rules of Procedure of 
Antarctic Treaty Consultative Meetings 
and referred to in Decision 1 (1995) of 
the XIXth Antarctic Treaty Consultative 
Meeting; 

(b) “Environmental emergency” means any 
accidental event that has occurred, hav- 
ing taken place after the entry into force 
of this Annex, and that results in, or 
imminently threatens to result in, any 
significant and harmfui impact on the 
Antarctic environment; 


(c) “Operator” means any natural or juridi- 
cal person, whether governmental or 
nongovernmental, which organises ac- 
tivities to be carried out in the Antarc- 
tic Treaty area. An operator does not 
include a natural person who is an 
employee, contractor, subcontractor, or 
agent of, or who is in the Service of, a 
natural orjuridical person, whether gov- 
ernmental or non-governmental, which 
organises activities to be carried out in 
the Antarctic Treaty area, and does not 
include a juridical person that is a con- 


l’Antarctique sur l’elaboration d’une annexe 
relative aux aspects de responsabilite des 
situations critiques pour l’environnement 
comme etant une etape vers l’instauration 
d’un regime de responsabilite et ce, confor- 
mement ä l’article 16 du Protocole; et 

Eu egard ä l’article IV du Traite sur 
l’Antarctique et ä l’article 8 du Protocole; 

Sont convenues de ce qui suit: 

Article 1 

Champ d’application 

La presente Annexe s’applique aux 
situations critiques pour l’environnement 
dans la zone du Traite sur l’Antarctique, qui 
ont trait ä des programmes de recherche 
scientifique, au tourisme et ä toutes autres 
activites gouvernementales et non gouver- 
nementales dans la zone du Traite sur 
l’Antarctique pour lesquelles une notifica- 
tion prealable est requise en vertu du para- 
graphe 5 de l’article VII du Traite sur l’An- 
tarctique, y compris les activites connexes 
de soutien logistique. Les mesures et plans 
necessaires pour prevenir de telles situa- 
tions critiques et pour y repondre sont ega- 
lement inclues dans la presente annexe. 
Cette derniere s’appliquera ä tous les 
navires de tourisme entrant dans la zone du 
Traite sur l’Antarctique. Elle s’appliquera 
egalement aux situations critiques pour 
l’environnement dans la zone du Traite sur 
l’Antarctique qui ont trait ä d’autres navires 
et activites en fonction de la decision qui 
serait prise conformement ä l’article 13. 

Article 2 
Definitions 

Aux fins de la presente Annexe: 

a) Par «Decision«, on entend une Decision 
adoptee conformement au Reglement 
Interieur des reunions consultatives 
du Traite sur l’Antarctique et men- 
tionnee dans la Decision 1 (1995) de la 
XIX® Reunion consultative du Traite sur 
l’Antarctique; 

b) Par «Situation critique pour l’environne- 
ment», on entend tous les evenements 
accidentels qui se sont produits apres 
l’entree en vigueur de la presente an- 
nexe et qui se traduisent par ou mena- 
cent de se traduire de maniere immi- 
nente par un impact significatif et 
nuisible sur l’environnement en Antarc- 
tique; 

c) Par «Operateur», on entend une per- 
sonne physique ou morale, qu’elle seit 
gouvernementale ou non gouvernemen- 
tale, qui organise des activites devant 
etre conduites dans la zone du Traite sur 
l’Antarctique. Un Operateur n’inclut pas 
une personne physique qui est un em- 
ploye, un entrepreneur, un sous-traitant 
ou un agent, ou qui est au Service 
d’une personne physique ou morale, 
gouvernementale ou non gouvernemen- 
tale, qui organise des activites devant 
etre conduites dans la zone du Traite sur 


zum Antarktis-Vertrag über die Ausarbei- 
tung einer Anlage über Haftungsfragen bei 
umweltgefährdenden Notfällen als ein 
Schritt in Richtung auf das Schaffen eines 
Haftungsregimes in Übereinstimmung mit 
Artikel 16 des Protokolls; 

im Hinblick auf Artikel IV des Antarktis- 
Vertrags und Artikel 8 des Protokolls - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

Diese Anlage findet Anwendung auf 
umweltgefährdende Notfälle im Gebiet des 
Antarktis-Vertrags im Zusammenhang mit 
wissenschaftlichen Forschungsprogram- 
men, mit dem Tourismus oder mit sonstigen 
staatlichen oder nichtstaatlichen Tätigkeiten 
im Gebiet des Antarktis-Vertrags, für die 
nach Artikel VII Absatz 5 des Antarktis- 
Vertrags eine Unterrichtung im Voraus erfor- 
derlich ist, einschließlich der dazugehörigen 
logistischen Unterstützung. Diese Anlage 
enthält auch Maßnahmen und Pläne zu 
dem Zweck, solche Notfälle zu vermeiden 
oder auf sie zu reagieren. Sie findet auf alle 
Touristikschiffe Anwendung, die in das 
Gebiet des Antarktis-Vertrags einlaufen. Sie 
gilt auch für umweltgefährdende Notfälle 
im Gebiet des Antarktis-Vertrags im Zu- 
sammenhang mit anderen Schiffen und 
Tätigkeiten, über die in Übereinstimmung 
mit Artikel 13 beschlossen wird. 


Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Anlage 

a) bedeutet „Beschluss“ einen nach der 
Geschäftsordnung der Konsultativta- 
gungen zum Antarktis-Vertrag angenom- 
menen und im Beschluss 1 (1995) der 
XIX. Konsultativtagung zum Antarktis- 
Vertrag bezeichneten Beschluss; 

b) bedeutet „umweltgefährdender Notfall“ 
ein nach Inkrafttreten dieser Anlage ein- 
getretenes Unfallereignis, das zu erheb- 
lichen nachteiligen Auswirkungen auf 
die antarktische Umwelt führt oder un- 
mittelbar zu führen droht; 


c) bedeutet „Betreiber“ eine natürliche 
oder eine staatliche oder nichtstaatliche 
juristische Person, die im Gebiet des 
Antarktis-Vertrags durchzuführende Tä- 
tigkeiten organisiert. Der Begriff schließt 
eine natürliche Person aus, die Arbeit- 
nehmer, Auftragnehmer, Unterauftrag- 
nehmer, Beauftragter oder Bediensteter 
einer natürlichen oder einer staatlichen 
oder nichtstaatlichen juristischen Per- 
son ist, die im Gebiet des Antarktis- 
Vertrags durchzuführende Tätigkeiten 
organisiert; er schließt ebenfalls eine 
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tractor or subcontractor acting on behalf 
of a State operator; 


(d) “Operator of the Party” means an oper- 
ator that organises, in that Party’s terri- 
tory, activities to be carried out in the 
Antarctic Treaty area, and: 

(i) those activities are subject to autho- 
risation by that Party for the Antarc- 
tic Treaty area; or 

(ii) in the case of a Party which does 
not formally authorise activities for 
the Antarctic Treaty area, those ac- 
tivities are subject to a comparable 
regulatory process by that Party. 

The terms “its operator”, “Party of the 
operator”, and “Party of that operator” 
shall be interpreted in accordance with 
this definition; 

(e) “Reasonable”, as applied to preventa- 
tive measures and response action, 
means measures or actions which are 
appropriate, practicable, proportionate 
and based on the availability of objec- 
tive criteria and Information, including: 

(i) risks to the Antarctic environment, 
and the rate of its natural recovery; 


(ii) risks to human life and safety; and 

(iii) technological and economic feasibil- 
ity; 

(f) “Response action” means reasonable 
measures taken after an environmental 
emergency has occurred to avoid, min- 
imise or contain the impact of that envi- 
ronmental emergency, which to that end 
may include clean-up in appropriate cir- 
cumstances, and includes determining 
the extent of that emergency and its im- 
pact; 


(g) “The Parties” means the States for 
which this Annex has become effective 
in accordance with Article 9 of the 
Protocol. 

Article 3 

Preventative Measures 

1 . Each Party shall require its operators 
to undertake reasonable preventative 
measures that are designed to reduce the 
risk of environmental emergencies and 
their potential adverse impact. 

2. Preventative measures may include: 

(a) specialised structures or equipment 
incorporated into the design and con- 


lAntarctique, et n’inclut pas une per- 
sonne morale qui est un entrepreneur 
ou un sous-traitant agissant au nom 
d’un Operateur etatique; 

d) Par «Operateur de la Partie», on entend 
un Operateur qui organise, sur le 
territoire de cette Partie, des activites 
devant etre conduites dans la zone du 
Traite sur lAntarctique, et 

(i) ces activites sont sujettes ä l’autori- 
sation par cette Partie pour la zone 
du Traite sur l’Antarctique; ou 

(ii) dans le cas d’une Partie qui n’auto- 
rise pas formellement des activites 
pour la zone du Traite sur l’Antarc- 
tique, ces activites sont sujettes ä 
une procedure reglementaire com- 
parable de cette Partie. 

Les termes et expressions «son Opera- 
teur», «la Partie de l’operateur» et «la 
Partie de cet Operateur» seront interpre- 
tes en conformite avec cette definition. 

e) Par «raisonnable», lorsque ce terme est 
applique aux mesures de prevention 
et aux actions en cas d’urgence, on 
entend les mesures ou actions qui sont 
appropriees, possibles, proportionnees 
et fondees sur la disponibilite de criteres 
objectifs et d’informations, y compris: 

(i) les risques pour l’environnement 
en Antarctique et le taux de sa 
resilience; 

(ii) les risques pour la vie et la securite 
humaines; et 

(iii) la faisabilite economique et techno- 
logique. 

f) Par «actions en cas d’urgence», on en- 
tend des mesures raisonnables prises 
apres qu’une Situation critique pour 
l’environnement se seit produite pour 
eviter, reduire au minimum ou contenir 
l’impact de cette Situation critique pour 
l’environnement qui, ä cette fin, peuvent 
inclure des operations de nettoyage 
dans des circonstances appropriees, 
et notamment la determination de la 
gravite de cette Situation critique et de 
son impact; 

g) Par «Parties», on entend les Etats pour 
lesquels la presente annexe a pris effet 
conformement ä l’article 9 du Protocole. 


Article 3 

Mesures de prevention 

1 . Chaque Partie exige de ses Opera- 
teurs qu’ils prennent des mesures de pre- 
vention raisonnables dans le but de reduire 
le risque que surviennent des situations 
critiques pour l’environnement et leur im- 
pact negatif potentiel. 

2. Au nombre des mesures de preven- 
tion peuvent figurer: 

a) des structures ou du materiel speciali- 
ses qui sont incorpores dans la concep- 


juristische Person aus, die als Auftrag- 
nehmer oder Unterauftragnehmer im 
Namen eines staatlichen Betreibers 
tätig ist; 

d) bedeutet „Betreiber der Vertragspartei“ 
einen Betreiber, der vom Hoheitsge- 
biet dieser Vertragspartei aus im Gebiet 
des Antarktis-Vertrags durchzuführende 
Tätigkeiten organisiert, 

i) wenn diese Tätigkeiten einer Geneh- 
migung durch die Vertragspartei für 
das Gebiet des Antarktis-Vertrags 
bedürfen oder, 

ii) falls eine Vertragspartei Tätigkeiten 
für das Gebiet des Antarktis-Ver- 
trags nicht förmlich genehmigt, wenn 
diese Tätigkeiten eines vergleich- 
baren behördlichen Verfahrens be- 
dürfen. 

Die Begriffe „ihr Betreiber“, „Vertrags- 
partei des Betreibers“ und „Vertragspar- 
tei dieses Betreibers“ sind entsprechend 
dieser Begriffsbestimmung auszulegen; 

e) bedeutet „vernünftig“ im Zusammen- 
hang mit Vorsorge- und Gegenmaßnah- 
men Maßnahmen oder Handlungen, die 
geeignet, durchführbar und verhältnis- 
mäßig sind und sich auf verfügbare 
objektive Kriterien und Informationen 
stützen, einschließlich 

i) der Gefahren für die antarktische 
Umwelt und der natürlichen Er- 
holungsfähigkeit der antarktischen 
Umwelt, 

ii) der Gefahren für das Leben und die 
Sicherheit von Menschen und 

iii) der technischen und wirtschaft- 
lichen Durchführbarkeit; 

f) bedeutet „Gegenmaßnahmen“ vernünf- 
tige Maßnahmen, die nach Eintreten 
eines umweltgefährdenden Notfalls er- 
griffen werden, um Auswirkungen des 
Notfalls zu vermeiden, auf ein Mindest- 
maß zu beschränken oder einzudäm- 
men, und die unter geeigneten Um- 
ständen auch Säuberungsarbeiten zu 
diesem Zweck einschließen können; zu 
den Gegenmaßnahmen gehört auch die 
Feststellung des Ausmaßes des Notfalls 
und seiner Auswirkungen; 

g) bedeutet „Vertragsparteien“ die Staa- 
ten, für die diese Anlage in Überein- 
stimmung mit Artikel 9 des Protokolls 
in Kraft getreten ist. 

Artikel 3 

Vorsorgemaßnahmen 

(1) Jede Vertragspartei verlangt von ihren 
Betreibern, vernünftige Vorsorgemaßnah- 
men zu ergreifen, die dazu dienen, die Ge- 
fahr umweltgefährdender Notfälle und ihre 
möglichen nachteiligen Auswirkungen zu 
verringern. 

(2) Zu den Vorsorgemaßnahmen können 
gehören 

a) spezielle Vorrichtungen oder Ausrüstun- 
gen für den Entwurf und Bau von Ein- 
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struction of facilities and means of 
transportation; 

(b) specialised procedures incorporated 
into the Operation or maintenance of 
faciiities and means of transportation; 
and 

(c) speciaiised training of personnei. 

Article 4 

Contingency Plans 

1 . Each Party shaii require its operators 
to: 

(a) estabiish contingency pians for re- 
sponses to incidents with potentiai 
adverse impacts on the Antarctic envi- 
ronment or dependent and associated 
ecosystems; and 

(b) co-operate in the formuiation and impie- 
mentation of such contingency pians. 

2. Contingency pians shaii inciude, when 
appropriate, the foiiowing components: 

(a) procedures for conducting an assess- 
ment of the nature of the incident; 

(b) notification procedures; 

(c) identification and mobiiisation of re- 
sources; 

(d) response pians; 

(e) training; 

(f) record keeping; and 

(g) demobiiisation. 

3. Each Party shaii estabiish and impie- 
ment procedures for immediate notification 
of, and co-operative responses to, environ- 
mental emergencies, and shaii promote 
the use of notification procedures and 
co-operative response procedures by its 
operators that cause environmental emer- 
gencies. 


Article 5 

Response Action 

1 . Each Party shaii require each of its 
operators to take prompt and effective re- 
sponse action to environmental emergen- 
cies arising from the activities of that oper- 
ator. 

2. In the event that an operator does not 
take prompt and effective response action, 
the Party of that operator and other Parties 
are encouraged to take such action, includ- 
ing through their agents and operators 
specifically authorised by them to take such 
action on their behalf. 

3. 

(a) Other Parties wishing to take response 
action to an environmental emergency 
pursuant to paragraph 2 above shaii 
notify their Intention to the Party of the 
operator and the Secretariat of the 
Antarctic Treaty beforehand with a view 
to the Party of the operator taking 


tion et la construction d’infrastructures 
et de moyens de transport; 

b) des procedures specialisees qui sont 
incorporees dans le fonctionnement 
ou l’entretien d’infrastructures et de 
moyens de transport; et 

c) une formation specialisee du personnei. 

Article 4 
Plans d’urgence 

1 . Chaque Partie exige de ses Opera- 
teurs qu’ils: 

a) etablissent des pians d’urgence pour 
faire face aux incidents susceptibles 
d’avoir des effets negatifs sur l’environ- 
nement en Antarctique ou sur les eco- 
systemes dependants et associes; et 

b) cooperent pour elaborer et mettre en 
Oeuvre ces pians. 

2. Les pians d’urgence comprennent, 
selon que de besoin, les elements suivants: 

a) procedures pour faire une evaluation de 
la nature de l’incident; 

b) procedures de notification; 

c) identification et mobiiisation de res- 
sources; 

d) pians d’intervention; 

e) formation; 

f) tenue ä jour des dossiers; et 

g) demobiiisation. 

3. Chaque Partie etablit et applique des 
procedures en vue d’une notification imme- 
diate et d’une action en Cooperation en cas 
de Situation critique pour l’environnement, 
et eile encourage l’utilisation de ces proce- 
dures par ses Operateurs qui causent des 
situations critiques pour l’environnement. 


Article 5 

Actions en cas d’urgence 

1 . Chaque Partie exige de chacun de ses 
Operateurs qu’il prenne des actions rapides 
et efficaces en reponse aux situations cri- 
tiques pour l’environnement qui pourraient 
resulter des activites de cet Operateur. 

2. Dans les cas oü un Operateur ne 
prend pas des actions rapides et efficaces, 
la Partie de cet Operateur et d’autres Parties 
sont encouragees ä prendre de telles 
actions, y compris par le truchement de 
leurs agents et Operateurs qu’elles ont 
specifiquement autorises ä les prendre en 
leur nom. 

3. 

a) D’autres Parties souhaitant prendre des 
actions en reponse ä une Situation cri- 
tique pour l’environnement en applica- 
tion du paragraphe 2 ci-dessus notifient 
au prealable leur Intention de ie faire ä 
la Partie de l’operateur et au secretariat 
du Traite sur l’Antarctique afin que la 


richtungen und Transportmitteln, 

b) spezielle Verfahren für den Betrieb und 
die Wartung von Einrichtungen und 
Transportmitteln und 

c) eine spezielle Schulung des Personals. 

Artikel 4 
Einsatzpläne 

(1) Jede Vertragspartei verlangt von ihren 
Betreibern, 

a) Einsatzpläne aufzustellen, mit denen sie 
auf Zwischenfälle mit möglichen nach- 
teiligen Auswirkungen auf die antark- 
tische Umwelt oder die abhängigen und 
verbundenen Ökosysteme reagieren 
können, und 

b) bei der Ausarbeitung und Durchführung 
der Einsatzpläne zusammenzuarbeiten. 

(2) Die Einsatzpläne umfassen gegebe- 
nenfalls folgende Teile: 

a) Verfahren zur Prüfung der Art des 
Zwischenfalls, 

b) Meldeverfahren, 

c) Identifizierung und Mobilisierung von 
Ressourcen, 

d) Notfallpläne, 

e) Schulung, 

f) Protokollführung und 

g) Demobilisierung. 

(3) Jede Vertragspartei legt Verfahren für 
die sofortige Meldung umweltgefährdender 
Notfälle und für eine gemeinsame Reaktion 
darauf fest und setzt sie um; ferner fördert 
jede Vertragspartei die Anwendung der 
Meldeverfahren und der Verfahren für eine 
gemeinsame Reaktion durch ihre Betreiber, 
die umweltgefährdende Notfälle verursa- 
chen. 

Artikel 5 

Gegenmaßnahmen 

(1) Jede Vertragspartei verlangt von 
jedem ihrer Betreiber, umgehende und 
wirksame Gegenmaßnahmen in umweltge- 
fährdenden Notfällen zu ergreifen, die durch 
seine Tätigkeiten entstehen. 

(2) Ergreift ein Betreiber nicht umgehen- 
de und wirksame Gegenmaßnahmen, so 
werden die Vertragspartei dieses Betreibers 
und andere Vertragsparteien ermutigt, sol- 
che Maßnahmen zu ergreifen, insbesondere 
durch ihre Beauftragten und Betreiber, die 
von ihnen ausdrücklich ermächtigt sind, die 
Maßnahmen in ihrem Namen zu ergreifen. 

( 3 ) 

a) Andere Vertragsparteien, die in einem 
umweltgefährdenden Notfall Gegen- 
maßnahmen nach Absatz 2 ergreifen 
möchten, teilen der Vertragspartei des 
Betreibers und dem Sekretariat des 
Antarktis-Vertrags zuvor ihre Absicht 
mit, damit die Vertragspartei des Be- 
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response action itself, except where a 
threat of significant and harmfui impact 
to the Antarctic environment is imminent 
and it wouid be reasonabie in aii 
the circumstances to take immediate 
response action, in which case they 
shail notify the Party of the operator and 
the Secretariat of the Antarctic Treaty as 
soon as possibie. 


(b) Such other Parties shaii not take 
response action to an environmentai 
emergency pursuant to paragraph 2 
above, uniess a threat of significant and 
harmfui impact to the Antarctic environ- 
ment is imminent and it wouid be rea- 
sonabie in all the circumstances to take 
immediate response action, or the Party 
of the operator has faiied within a 
reasonabie time to notify the Secretariat 
of the Antarctic Treaty that it will take the 
response action itself, or where that 
response action has not been taken 
within a reasonabie time after such 
notification. 


(c) In the case that the Party of the operator 
takes response action itself, but is will- 
ing to be assisted by another Party or 
Parties, the Party of the operator shail 
coordinate the response action. 

4. However, where it is unclear which, if 
any, Party is the Party of the operator or it 
appears that there may be more than one 
such Party, any Party taking response ac- 
tion shail make best endeavours to consult 
as appropriate and shail, where practicable, 
notify the Secretariat of the Antarctic Treaty 
of the circumstances. 

5. Parties taking response action shail 
consult and coordinate their action with all 
other Parties taking response action, carry- 
ing out activities in the vicinity of the envi- 
ronmental emergency, or otherwise impact- 
ed by the environmental emergency, and 
shail, where practicable, take into account 
all relevant expert guidance which has been 
provided by permanent observer delega- 
tions to the Antarctic Treaty Consuitative 
Meeting, by other organisations, or by other 
relevant experts. 


Article 6 
Liability 

1 . An operator that falls to take prompt 
and effective response action to environ- 
mental emergencies arising from its activi- 
ties shail be liable to pay the costs of re- 
sponse action taken by Parties pursuant to 
Article 5(2) to such Parties. 


Partie de l’operateur prenne elle-meme 
des actions, sauf lorsqu’une menace 
d’impact significatif et nuisible pour 
l’environnement en Antarctique est im- 
minente et qu’il serait raisonnable dans 
toutes les circonstances de prendre im- 
mediatement de telles actions, cas dans 
lequel eiles notifient aussi rapidement 
que possibie la Partie de l’operateur et 
le secretariat du Traite sur l’Antarctique; 


b) Ces autres Parties ne prennent pas 
d’actions en reponse ä une Situation cri- 
tique pour l’environnement en applica- 
tion du paragraphe 2 ci-dessus sauf 
lorsqu’une menace d’impact significatif 
et nuisible pour l’environnement en 
Antarctique est imminente et qu’il serait 
raisonnable dans toutes les circons- 
tances de prendre immediatement de 
telles actions ou sauf lorsque la Partie 
de l’operateur n’a pas, dans un delai rai- 
sonnable, notifie au secretariat du Traite 
sur l’Antarctique qu’elle prendra elle- 
meme de telles actions ou lorsque ces 
actions n’ont pas ete prises dans un 
delai raisonnable apres une teile notifi- 
cation; 


c) Dans le cas oü la Partie de l’operateur 
prend elle-meme des actions en cas 
d’urgence mais est prete ä etre aidee 
par une autre Partie ou d’autres Parties, 
la Partie de l’operateur coordonnera ces 
actions. 

4. Toutefois, lorsqu’on ne sait pas exac- 
tement quelle est la Partie eventuelle qui est 
la Partie de l’operateur ou lorsqu’il semble 
qu’il peut y avoir plus d’une de ces Parties, 
toute Partie prenant des actions en cas 
d’urgence fera de son mieux pour se livrer, 
s’il y a lieu, ä des consultations et eile infor- 
mera autant que possibie le secretariat du 
Traite sur l’Antarctique de la Situation. 

5. Les Parties qui prennent des actions 
en cas d’urgence consultent et coordon- 
nent leurs actions avec toutes les autres 
Parties prenant de telles actions, se livrant 
ä des activites ä proximite de la Situation 
critique pour l’environnement ou touchees 
par la Situation critique pour l’environne- 
ment et, autant que possibie, eiles tiennent 
compte de tous les avis d’experts qui ont 
ete donnes par les delegations d’observa- 
teurs permanents aux Reunions consulta- 
tives du Traite sur l’Antarctique, par d’autres 
organisations ou par d’autres experts com- 
petents. 


Article 6 
Responsabilite 

1 . Un Operateur qui ne prend pas des 
actions rapides et efficaces en reponse aux 
situations critiques pour l’environnement 
resultant de ses activites est tenu, en vertu 
du paragraphe 2 de l’article 5, de payer les 
coüts de ces actions qu’auraient prises des 
Parties ä celles-ci. 


treibers die Gegenmaßnahme selbst 
ergreifen kann, es sei denn, die Gefahr 
erheblicher und nachteiliger Auswirkun- 
gen auf die antarktische Umwelt steht 
unmittelbar bevor und es wäre unter 
Berücksichtigung aller Umstände ver- 
nünftig, sofortige Gegenmaßnahmen zu 
ergreifen; in diesem Fall unterrichten sie 
die Vertragspartei des Betreibers und 
das Sekretariat des Antarktis-Vertrags 
so bald wie möglich. 

b) Diese anderen Vertragsparteien dürfen 
bei einem umweltgefährdenden Not- 
fall Gegenmaßnahmen nach Absatz 2 
nur ergreifen, wenn die Gefahr erheb- 
licher nachteiliger Auswirkungen auf die 
antarktische Umwelt unmittelbar be- 
vorsteht und es unter den gegebenen 
Umständen vernünftig wäre, sofortige 
Gegenmaßnahmen zu ergreifen, oder 
wenn die Vertragspartei des Betreibers 
es unterlassen hat, dem Sekretariat des 
Antarktis-Vertrags innerhalb einer ange- 
messenen Frist zu melden, dass sie 
die Gegenmaßnahmen selbst ergreifen 
wird, oder wenn die Gegenmaßnahmen 
nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist nach erfolgter Meldung ergriffen 
worden sind. 

c) Ergreift die Vertragspartei des Betreibers 
selbst Gegenmaßnahmen, ist jedoch 
bereit, sich von einer oder mehreren an- 
deren Vertragsparteien helfen zu lassen, 
so koordiniert sie die Gegenmaßnah- 
men. 

(4) Ist hingegen unklar, welche Vertrags- 
partei, wenn überhaupt eine, die Vertrags- 
partei des Betreibers ist, oder scheint es 
mehr als eine solche Vertragspartei zu 
geben, so bemüht sich jede Vertragspartei, 
die Gegenmaßnahmen ergreift, nach besten 
Kräften, Konsultationen zu führen, und un- 
terrichtet, soweit möglich, das Sekretariat 
des Antarktis-Vertrags über die Sachlage. 

(5) Vertragsparteien, die Gegenmaßnah- 
men ergreifen, konsultieren alle anderen 
Vertragsparteien, die Gegenmaßnahmen er- 
greifen, Tätigkeiten in der Nähe des umwelt- 
gefährdenden Notfalls durchführen oder 
von dem umweltgefährdenden Notfall sonst 
betroffen sind, und stimmen ihre Maßnah- 
men mit ihnen ab; dabei berücksichtigen sie 
nach Möglichkeit alle sachdienlichen Rat- 
schläge, die von ständigen Beobachter- 
delegationen bei der Konsultativtagung zum 
Antarktis-Vertrag, von anderen Organisa- 
tionen oder von anderen einschlägigen 
Fachleuten erteilt werden. 

Artikel 6 
Haftung 

(1) Ein Betreiber, der es unterlässt, in 
umweltgefährdenden Notfällen, die durch 
seine Tätigkeiten entstehen, umgehende 
und wirksame Gegenmaßnahmen zu ergrei- 
fen, haftet gegenüber den Vertragsparteien, 
die nach Artikel 5 Absatz 2 Gegenmaßnah- 
men ergriffen haben, für die Kosten dieser 
Maßnahmen. 
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2 . 

(a) When a State operator should have tak- 
en prompt and effective response action 
but did not, and no response action was 
taken by any Party, the State operator 
shall be Nable to pay the costs of the re- 
sponse action which should have been 
undertaken, into the fund referred to in 
Article 12. 


(b) When a non-State operator should have 
taken prompt and effective response 
action but did not, and no response ac- 
tion was taken by any Party, the non- 
State operator shall be Nable to pay an 
amount of money that reflects as much 
as possible the costs of the response 
action that should have been taken. 
Such money is to be paid directly to the 
fund referred to in Article 12, to the Party 
of that operator or to the Party that 
enforces the mechanism referred to 
in Article 7(3). A Party receiving such 
money shall make best efforts to make 
a contribution to the fund referred to 
in Article 12 which at least equals the 
money received from the operator. 


3. Liability shall be strict. 

4. When an environmental emergency 
arises from the activities of two or more 
operators, they shall be jointly and severally 
Nable, except that an operator which estab- 
lishes that only part of the environmental 
emergency results from its activities shall be 
Nable in respect of that part only. 

5. Notwithstanding that a Party is Nable 
under this Article for its failure to provide for 
prompt and effective response action to 
environmental emergencies caused by its 
warships, naval auxiliaries, or other ships or 
aircraft owned or operated by it and used, 
for the time being, only on government non- 
commercial Service, nothing in this Annex is 
intended to affect the sovereign immunity 
under international law of such warships, 
naval auxiliaries, or other ships or aircraft. 


Article 7 
Actions 

1 . Only a Party that has taken response 
action pursuant to Article 5(2) may bring an 
action against a non-State operator for 
liability pursuant to Article 6(1) and such ac- 
tion may be brought in the courts of not 
more than one Party where the operator is 
incorporated or has its principal place of 
business or his or her habitual place of 


2 . 

a) Lorsqu’un Operateur etatique aurait du 
prendre des mesures en vue de reagir 
de maniere rapide et efficace mais ne l’a 
pas fait et lorsqu’aucune Partie n’a pris 
de mesure d’urgence, l’operateur eta- 
tique est tenu de payer au Fonds auquel 
il est fait reference ä l’article 1 2 les coüts 
des mesures qui auraient dü etre prises; 


b) Lorsqu’un Operateur non etatique aurait 
dü prendre des actions rapides et effi- 
caces mais ne l’a pas fait et lorsqu’au- 
cune Partie n’a pris une teile action, 
l’operateur non etatique est tenu de 
payer une somme d’argent qui reflete 
dans toute la mesure du possible les 
coüts des actions qui auraient dü etre 
prises. Cette somme doit etre payee 
seit directement au Fonds auquel il est 
fait reference ä l’article 12, seit ä la 
Partie de cet Operateur, seit encore ä 
la Partie qui applique le mecanisme 
dont il est fait mention au paragraphe 3 
de l’article 7. Une Partie recevant cette 
somme fait de son mieux pour verser 
une contribution au Fonds auquel il est 
fait reference ä l’article 12, qui est au 
moins egale ä la somme d’argent regue 
de l’operateur. 


3. La responsabilite est absolue. 

4. Lorsqu’une Situation critique pour 
l’environnement resulte des activites de 
deux ou plusieurs Operateurs, ceux-ci en 
assument la responsabilite conjointe et 
solidaire mais un Operateur qui etablit 
qu’une partie seulement de cette Situation 
resulte de ses activites sera considere 
responsable pour cette partie uniquement. 

5. Bien qu’une Partie seit responsable 
en vertu de cet article de ne pas avoir pris 
des actions rapides et efficaces en reponse 
ä des situations critiques pour l’environne- 
ment causees par ses navires de guerre, 
navires de guerre auxiliaires ou d’autres na- 
vires ou aeronefs appartenant ä ou exploi- 
tes par cet Etat et pour le moment affectes 
uniquement ä des fins gouvernementales 
non commerciales, aucune des dispositions 
de la presente annexe n’a pour objet d’af- 
fecter en vertu du droit international l’immu- 
nite souveraine de ses navires de guerre, 
navires de guerre auxiliaires ou d’autres 
navires ou aeronefs. 

Article 7 
Recours 

1. Seule une Partie qui, en vertu du pa- 
ragraphe 2 de l’article 5, a pris des actions 
en cas d’urgence peut, en vertu du para- 
graphe 1 de l’article 6, intenter un recours 
en indemnisation contre un Operateur non 
etatique et ce recours peut etre porte de- 
vant les tribunaux d’une seule Partie oü 
l’operateur s’est constitue en societe ou a 


( 2 ) 

a) Flat ein staatlicher Betreiber, der um- 
gehende und wirksame Gegenmaßnah- 
men hätte ergreifen müssen, dies nicht 
getan, und sind von keiner Vertragspar- 
tei Gegenmaßnahmen ergriffen worden, 
so muss der staatliche Betreiber die 
Kosten der Gegenmaßnahmen, die von 
ihm hätten ergriffen werden müssen, in 
den in Artikel 12 genannten Fonds ein- 
zahlen. 

b) Flat ein nichtstaatlicher Betreiber, der 
umgehende und wirksame Gegenmaß- 
nahmen hätte ergreifen müssen, dies 
nicht getan, und sind von keiner Ver- 
tragspartei Gegenmaßnahmen ergriffen 
worden, so muss der nichtstaatliche 
Betreiber einen Geldbetrag zahlen, des- 
sen Flöhe weitgehend den Kosten der 
Gegenmaßnahmen entspricht, die von 
ihm hätten ergriffen werden müssen. 
Dieser Betrag ist unmittelbar in den 
in Artikel 12 genannten Fonds, an die 
Vertragspartei dieses Betreibers oder an 
die Vertragspartei zu zahlen, die den in 
Artikel 7 Absatz 3 bezeichneten Mecha- 
nismus in Gang setzt. Eine Vertrags- 
partei, die dieses Geld erhält, bemüht 
sich nach besten Kräften, einen Beitrag 
in den in Artikel 12 genannten Fonds 
einzuzahlen, der mindestens dem von 
dem Betreiber erhaltenen Geldbetrag 
entspricht. 

(3) Die Flaftung ist verschuldensunab- 
hängig. 

(4) Entsteht ein umweltgefährdender 
Notfall durch Tätigkeiten von zwei oder 
mehr Betreibern, so haften sie gesamt- 
schuldnerisch; ein Betreiber, der nachweist, 
dass nur ein Teil des umweltgefährdenden 
Notfalls auf seine Tätigkeiten zurückzu- 
führen ist, haftet jedoch nur für diesen Teil. 

(5) Ungeachtet der Flaftung einer Ver- 
tragspartei aufgrund dieses Artikels für ihre 
Unterlassung, umgehende und wirksame 
Gegenmaßnahmen für umweltgefährdende 
Notfälle vorzusehen, die durch ihre Kriegs- 
schiffe, Flottenhilfsschiffe oder sonstige ihr 
gehörende oder von ihr betriebene Schiffe, 
die derzeit im Staatsdienst stehen und aus- 
schließlich anderen als Flandelszwecken 
dienen, verursacht worden sind, lässt diese 
Anlage die völkerrechtliche Staatenimmuni- 
tät dieser Kriegsschiffe, Flottenhilfsschiffe 
oder sonstigen Schiffe oder Luftfahrzeuge 
unberührt. 


Artikel 7 
Klagen 

(1) Nur eine Vertragspartei, die Gegen- 
maßnahmen nach Artikel 5 Absatz 2 ergrif- 
fen hat, kann aufgrund der Flaftung nach 
Artikel 6 Absatz 1 gegen einen nichtstaat- 
Nchen Betreiber klagen; die Klage kann bei 
den Gerichten höchstens einer Vertragspar- 
tei eingereicht werden, bei der der Betreiber 
amtlich eingetragen ist oder seinen Flaupt- 
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residence. However, should the operator 
not be incorporated in a Party or have its 
principai piace of business or his or her 
habituai piace of residence in a Party, the 
action may be brought in the courts of the 
Party of the operator within the meaning of 
Articie 2(d). Such actions for compensation 
shali be brought within three years of the 
commencement of the response action or 
within three years of the date on which the 
Party bringing the action knew or ought 
reasonably to have known the identity of 
the operator, whichever is iater. in no event 
shaii an action against a non-State operator 
be commenced iater than 1 5 years after the 
commencement of the response action. 


2. Each Party shaii ensure that its courts 
possess the necessary Jurisdiction to enter- 
tain actions under paragraph 1 above. 


3. Each Party shaii ensure that there is a 
mechanism in place under its domestic law 
for the enforcement of Articie 6{2)(b) with 
respect to any of its non-State operators 
within the meaning of Articie 2(d), as well 
as where possible with respect to any non- 
State operator that is incorporated or has its 
Principal place of business or his or her 
habituai place of residence in that Party. 
Each Party shaii inform all other Parties 
of this mechanism in accordance with 
Articie 13(3) of the Protocol. Where there 
are multiple Parties that are capable of 
enforcing Articie 6(2)(b) against any given 
non-State operator under this paragraph, 
such Parties should consult amongst them- 
selves as to which Party should take en- 
forcement action. The mechanism referred 
to in this paragraph shaii not be invoked 
later than 1 5 years after the date the Party 
seeking to invoke the mechanism became 
aware of the environmental emergency. 


4. The liability of a Party as a State oper- 
ator under Articie 6(1) shaii be resolved only 
in accordance with any enquiry procedure 
which may be established by the Parties, 
the provisions of Articles 18, 19 and 20 
of the Protocol and, as applicable, the 
Schedule to the Protocol on Arbitration. 


5. 

(a) The liability of a Party as a State opera- 
tor under Articie 6{2)(a) shaii be resolved 
only by the Antarctic Treaty Consultative 
Meeting and, should the question re- 
main unresolved, only in accordance 
with any enquiry procedure which 
may be established by the Parties, the 
provisions of Articles 18, 19 and 20 of 


ses principaux bureaux ou son lieu habituel 
de residence. Toutefois, au cas oü l’opera- 
teur ne s’est pas constitue en societe dans 
une Partie ou n’a pas ses principaux bu- 
reaux ou son lieu habituel de residence sur 
le territoire de cette Partie, le recours peut 
etre porte devant les tribunaux de la Partie 
de l’operateur au sens du paragraphe d) de 
l’articie 2. De tels recours en indemnisation 
sont presentes dans les trois ans qui sui- 
vent la date ä laquelle a commence l’action 
en cas d’urgence pour reagir ä la Situation 
critique ou dans les trois ans qui suivent la 
date ä laquelle la Partie qui latente ce 
recours connaissait ou aurait raisonnable- 
ment du connaTtre l’identite de l’operateur, 
des deux dates la derniere. Un recours 
contre un Operateur non etatique ne pourra 
en aucun cas etre latente plus de 15 ans 
apres le debut de l’action prise en cas 
d’urgence. 

2. Chaque Partie veille ä ce que ses 
tribunaux possedent la competence neces- 
saire pour accepter des recours en applica- 
tion du paragraphe 1 ci-dessus. 

3. Chaque Partie veille ä ce que soit 
en place un mecanisme relevant de sa 
legislation nationale pour l’application de 
l’alinea b) du paragraphe 2 de l’article 6 ä 
chacun de ses Operateurs non etatiques au 
sens du paragraphe d) de l’article 2 ainsi 
que, dans la mesure du possible, ä tout 
Operateur non etatique qui s’est constitue 
en societe, ou a ses principaux bureaux ou 
son lieu habituel de residence sur le terri- 
toire de cette Partie. Chaque Partie informe 
toutes les Parties de ce mecanisme en 
vertu du paragraphe 3 de l’article 13 du 
Protocole. Lorsque plusieurs Parties ont la 
possibilite de faire appliquer l’alinea b) du 
paragraphe 2 de l’article 6 ä un Operateur 
non etatique donne au titre du present 
paragraphe, ces Parties doivent se consul- 
ter sur la question de savoir laquelle des 
Parties doit prendre des mesures d’execu- 
tion. Le mecanisme dont il est fait mention 
dans le present paragraphe ne sera pas 
invoque plus de 15 ans apres la date ä 
laquelle la Partie cherchant ä invoquer ce 
mecanisme a pris connaissance de la Situa- 
tion critique pour l’environnement. 


4. La responsabilite d’une Partie en tant 
qu’operateur etatique en vertu du para- 
graphe 1 de l’article 6 n’est etablie que 
conformement ä toute procedure d’enquete 
qui peut etre arretee par les Parties, aux 
dispositions des articles 18, 19 et 20 du 
Protocole et, s’il y a lieu, ä l’appendice au 
Protocole sur l’arbitrage. 

5. 

a) La responsabilite d’une Partie en tant 
qu’operateur etatique en vertu de l’ali- 
nea a) du paragraphe 2 de l’article 6 
n’est etablie que par la Reunion consul- 
tative du Traite sur l’Antarctique et, si la 
question devait demeurer non resolue, 
que conformement ä la procedure 
d’enquete qui peut etre mise en place 


geschäftssitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Ist der Betreiber jedoch nicht 
bei einer Vertragspartei amtlich eingetragen 
oder hat er dort nicht seinen Hauptge- 
schäftssitz oder seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt, so kann die Klage bei den Gerich- 
ten der Vertragspartei des Betreibers im 
Sinne des Artikels 2 Buchstabe d ein- 
gereicht werden. Solche Schadensersatz- 
klagen sind innerhalb von drei Jahren nach 
Beginn der Gegenmaßnahmen oder inner- 
halb von drei Jahren nach dem Tag einzu- 
reichen, an dem der klagenden Vertragspar- 
tei die Identität des Betreibers bekannt war 
oder nach menschlichem Ermessen hätte 
bekannt sein müssen, je nachdem, welcher 
Zeitpunkt der spätere ist. Eine Klage- 
erhebung gegen einen nichtstaatlichen 
Betreiber muss spätestens 15 Jahre nach 
Beginn der Gegenmaßnahme erfolgen. 


(2) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass 
ihre Gerichte die erforderliche Zuständig- 
keit für die Klageverfolgung nach Absatz 1 
haben. 

(3) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass 
ihr innerstaatliches Recht einen Mecha- 
nismus zur Durchsetzung des Artikels 6 
Absatz 2 Buchstabe b gegenüber ihren 
nichtstaatlichen Betreibern im Sinne des 
Artikels 2 Buchstabe d sowie nach Möglich- 
keit auch gegenüber nichtstaatlichen Be- 
treibern vorsieht, die bei ihr amtlich einge- 
tragen sind oder ihren Hauptgeschäftssitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 
Jede Vertragspartei unterrichtet alle ande- 
ren Vertragsparteien über diesen Mecha- 
nismus in Übereinstimmung mit Artikel 13 
Absatz 3 des Protokolls. Können mehrere 
Vertragsparteien aufgrund dieses Absat- 
zes Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b gegen- 
über einem bestimmten nichtstaatlichen 
Betreiber geltend machen, so sollen diese 
Vertragsparteien einander über die Frage 
konsultieren, welche Vertragspartei die 
zwangsweise Durchsetzung übernimmt. 
Der in diesem Absatz genannte Mecha- 
nismus darf bis spätestens 15 Jahre nach 
dem Tag angewendet werden, an dem die 
Vertragspartei, die den Mechanismus anzu- 
wenden wünscht, von dem umweltgefähr- 
denden Notfall Kenntnis erlangt hat. 

(4) Über die Haftung einer Vertragspar- 
tei als staatlicher Betreiber nach Artikel 6 
Absatz 1 kann nur im Rahmen eines von 
den Vertragsparteien eingeleiteten Untersu- 
chungsverfahrens, der Artikel 18, 19 und 20 
des Protokolls und, soweit anwendbar, des 
Anhangs zum Protokoll über das Schieds- 
verfahren entschieden werden. 

( 5 ) 

a) Über die Haftung einer Vertragspartei 
als staatlicher Betreiber nach Artikel 6 
Absatz 2 Buchstabe a kann nur von 
der Konsultativtagung zum Antarktis- 
Vertrag und, falls die Frage offenbleibt, 
nur im Rahmen eines von den Vertrags- 
parteien eingeleiteten Untersuchungs- 
Verfahrens, der Artikel 18, 19 und 20 
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the Protocol and, as applicable, the 
Schedule to the Protocol on Arbitration. 


(b) The costs of the response action which 
should have been undertaken and was 
not, to be paid by a State operator into 
the fund referred to in Article 12, shall be 
approved by means of a Decision. The 
Antarctic Treaty Consultative Meeting 
should seek the advice of the Commit- 
tee on Environmental Protection as 
appropriate. 

6. Linder this Annex, the provisions of 
Articles 19(4), 19(5), and 20(1) of the Proto- 
col, and, as applicable, the Schedule to the 
Protocol on Arbitration, are only applicable 
to liability of a Party as a State operator for 
compensation for response action that has 
been undertaken to an environmental emer- 
gency or for payment into the fund. 


Article 8 

Exemptions from Liability 

1 . An operator shall not be Nable pur- 
suant to Article 6 if it proves that the envi- 
ronmental emergency was caused by: 

(a) an act or omission necessary to protect 
human life or safety; 


(b) an event constituting in the circum- 
stances of Antarctica a natural disaster 
of an exceptional character, which could 
not have been reasonably foreseen, 
either generaily or in the particular case, 
provided all reasonable preventative 
measures have been taken that are 
designed to reduce the risk of environ- 
mental emergencies and their potential 
adverse Impact; 

(c) an act of terrorism; or 

(d) an act of belligerency against the activ- 
ities of the operator. 

2. A Party, or its agents or operators 
specifically authorised by it to take such ac- 
tion on its behalf, shall not be Nable for an 
environmental emergency resulting from 
response action taken by it pursuant to 
Article 5(2) to the extent that such response 
action was reasonable in all the circum- 
stances. 


Article 9 

Limits of Liability 

1 . The maximum amount for which each 
operator may be Nable under Article 6(1) or 
Article 6(2), in respect of each environmen- 
tal emergency, shall be as foNows: 


par les Parties, aux dispositions des 
articles 18, 19 et 20 du Protocole et, s’il 
y a Heu, ä l’appendice au Protocole sur 
l’arbitrage; 

b) Les coüts des actions qui auraient du 
etre prises et ne i’ont pas ete et qui 
doivent etre payees par un Operateur 
etatique au Fonds auquel 11 est fait 
reference ä l’article 12, sont approuves 
au moyen d’une Decision. La Reunion 
consultative du Traite sur lAntarctique 
demandera, en tant que besoin, l’avis 
du Comite pour la protection de l’envi- 
ronnement. 

6. Au titre de la presente annexe, les 
dispositions des paragraphes 4 et 5 de 
l’article 19 et du paragraphe 1 de l’article 20 
du Protocole et, s’il y a Neu, l’appendice au 
Protocole sur l’arbitrage, ne s’appliquent 
qu’ä la responsabilite d’une Partie en tant 
qu’operateur etatique pour l’indemnisation 
des actions d’urgence qui ont ete prises en 
reponse ä une Situation critique pour l’envi- 
ronnement ou pour paiement au Fonds. 

Article 8 

Exonerations de responsabilite 

1 . Un Operateur n’est pas tenu pour res- 
ponsable en vertu de l’article 6 s’il prouve 
que la Situation critique pour l’environne- 
ment est le fait: 

a) d’un acte ou d’une omission necessaire 
pour proteger la vie ou la securite 
humaines; ou 

b) d’un evenement constituant dans les 
circonstances de l’Antarctique une ca- 
tastrophe naturelle de caractere excep- 
tionnel, qui n’aurait pas pu etre raison- 
nablement prevue, que ce soit en 
general ou dans le cas particulier, sous 
reserve que toutes les mesures de 
prevention raisonnables ont ete prises 
afin de reduire le risque de situations 
critiques pour l’environnement et leur 
Impact negatif potentiell 

c) d’un acte de terrorisme; ou 

d) d’un acte de belligerance contre les 
activites de l’operateur. 

2. Une Partie ou ses agents ou Opera- 
teurs qu’elle a specifiquement autorises ä 
prendre de telles actions en son nom, ne 
sont pas tenus responsables d’une Situa- 
tion critique pour l’environnement resultant 
d’actions prises en cas d’urgence par celle- 
ci en vertu du paragraphe 2 de l’article 5 
dans la mesure oü ces actions ont ete 
raisonnables dans toutes les circonstances. 

Article 9 

Plafonds de responsabilite 

1. Le montant maximum pour lequel 
chaque Operateur peut etre tenu responsa- 
ble en vertu du paragraphe 1 ou du para- 
graphe 2 de l’article 6 dans le cas de 
chacune des situations critiques pour l’en- 
vironnement, est le suivant: 


des Protokolls und, soweit anwendbar, 
des Anhangs zum Protokoll über das 
Schiedsverfahren entschieden werden. 

b) Die von einem staatlichen Betreiber in 
den in Artikel 12 bezeichneten Fonds 
einzuzahlenden Kosten der Gegenmaß- 
nahme, die hätte ergriffen werden müs- 
sen, aber nicht ergriffen wurde, werden 
durch Beschluss genehmigt. Die Kon- 
sultativtagung zum Antarktis-Vertrag soll 
bei Bedarf den Rat des Ausschusses 
für Umweltschutz einholen. 

(6) Aufgrund dieser Anlage finden die 
Artikel 1 9 Absätze 4 und 5 und 20 Absatz 1 
des Protokolls und, soweit anwendbar, der 
Anhang zum Protokoll über das Schiedsver- 
fahren nur auf die Schadensersatzpflicht 
einer Vertragspartei als staatlicher Betreiber 
für die in einem umweltgefährdenden Not- 
fall ergriffene Gegenmaßnahme oder auf 
ihre Verpflichtung zur Einzahlung in den 
Fonds Anwendung. 

Artikel 8 

Befreiungen von der Haftung 

(1) Ein Betreiber haftet nicht aufgrund 
des Artikels 6, wenn er nachweist, dass 
der umweltgefährdende Notfall verursacht 
wurde 

a) durch eine Handlung oder Unterlas- 
sung, die zum Schutz des Lebens oder 
der Sicherheit von Menschen notwendig 
war, 

b) durch ein Ereignis, das bei den Gege- 
benheiten in der Antarktis eine Natur- 
katastrophe mit Ausnahmecharakter 
darstellt und das weder im Allgemeinen 
noch im Einzelfall nach menschlichem 
Ermessen vorhersehbar war, sofern 
alle vernünftigen Vorsorgemaßnahmen 
ergriffen worden sind, um die Gefahr 
umweltgefährdender Notfälle und ihre 
möglichen nachteiligen Auswirkungen 
zu verringern, 

c) durch eine terroristische Gewalttat oder 

d) durch eine gegen die Tätigkeiten des 
Betreibers gerichtete kriegerische 
Handlung. 

(2) Eine Vertragspartei, ihre Beauftragten 
oder ihre Betreiber, die von ihr ausdrücklich 
ermächtigt worden sind, in ihrem Namen 
Gegenmaßnahmen zu ergreifen, haften 
nicht für einen umweltgefährdenden Not- 
fall als Folge der von ihnen nach Artikel 5 
Absatz 2 ergriffenen Gegenmaßnahmen, 
soweit die Maßnahmen unter allen Umstän- 
den vernünftig waren. 

Artikel 9 

Haftungshöchstbeträge 

(1) Jeder Betreiber haftet nach Artikel 6 
Absatz 1 oder 2 für jeden einzelnen um- 
weltgefährdenden Notfall bis zu folgenden 
Höchstbeträgen: 
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(a) for an environmental emergency arising 
from an event involving a ship: 

(i) (one million SDR for a ship with a 
tonnage not exceeding 2,000 tons; 

(ii) for a ship with a tonnage in excess 
thereof, the following amount in ad- 
dition to that referred to in (i) above: 

- for each ton from 2,001 to 

30.000 tons, 400 SDR; 

- for each ton from 30,001 to 

70.000 tons, 300 SDR; and 

- for each ton in excess of 

70,000 tons, 200 SDR; 

(b) for an environmental emergency arising 
from an event which does not involve a 
ship, three million SDR. 

2 . 

(a) Notwithstanding paragraph 1(a) above, 
this Annex shall not affect; 

(i) the liability or right to limit liability 
under any applicable international 
limitation of liability treaty; or 


(ii) the application of a reservation 
made under any such treaty to ex- 
clude the application of the limits 
therein for certain Claims; 


provided that the applicable limits are 
at least as high as the following: for a 
ship with a tonnage not exceeding 

2,000 tons, one million SDR; and for a 
ship with a tonnage in excess thereof, in 
addition, for a ship with a tonnage be- 
tween 2,001 and 30,000 tons, 400 SDR 
for each ton; for a ship with a tonnage 
from 30,001 to 70,000 tons, 300 SDR 
for each ton; and for each ton in excess 
of 70,000 tons, 200 SDR for each ton. 


(b) Nothing in subparagraph (a) above shall 
affect either the limits of liability set out 
in Paragraph 1 (a) above that apply to a 
Party as a State operator, or the rights 
and Obligations of Parties that are not 
parties to any such treaty as mentioned 
above, or the application of Article 7(1) 
and Article 7(2). 


3. Liability shall not be limited if it is 
proved that the environmental emergency 
resulted from an act or omission of the 
operator, committed with the intent to 
cause such emergency, or recklessly and 
with knowledge that such emergency would 
probably result. 


a) dans le cas d’une Situation critique pour 
l’environnement resultant d’un evene- 
ment qui fait intervenir un navire, 

i) un million de DTS pour un navire 
dont la jauge ne depasse pas 2 000 
tonneaux; 

ii) pour un navire d’un jaugeage plus 
eleve, le montant suivant qui 
s’ajoute ä celui qui est mentionne 
au i) ci-dessus: 

- pour chaque tonneau de 2 001 
ä 30 000 tonneaux, 400 DTS; 

- pour chaque tonneau de 30 001 
ä 70 000 tonneaux, 300 DTS; et 

- pour chaque tonneau en sus de 
70 000 tonneaux, 200 DTS; 

b) dans le cas d’une Situation critique pour 
l’environnement resultant d’un evene- 
ment qui ne fait pas intervenir un navire, 
trois millions de DTS. 

2 . 

a) Nonobstant l’alinea a) du paragraphe 1 
ci-dessus, la presente annexe n’affec- 
tera pas; 

i) la responsabilite ou le droit de limiter 
la responsabilite en vertu d’un des 
traites internationaux applicables en 
matiere de limitation de la responsa- 
bilite; ou 

ii) la mise en oeuvre d’une reserve 
emise en vertu d’un tel traite pour 
exclure l’application des plafonds 
dans le cas de certaines demandes; 


SOUS reserve que les plafonds applica- 
bles soient au moins aussi eleves 
que les suivants: pour un navire d’un 
jaugeage ne depassant pas 2 000 ton- 
neaux, un million de DTS; et, pour un 
navire d’un jaugeage superieur au pre- 
cedent, en plus, pour un navire d’un 
jaugeage allant de 2 001 ä 30 000 ton- 
neaux, 400 DTS pour chaque tonneau; 
pour un navire d’un jaugeage allant de 
30 001 ä 70 000 tonneaux, 300 DTS 
pour chaque tonneau; et, pour chaque 
tonneau depassant 70 000 tonneaux, 
200 DTS; 

b) Aucune des dispositions de l’alinea a) 
ci-dessus n’influera soit sur les plafonds 
de responsabilite fixes ä l’alinea a) du 
paragraphe 1 ci-dessus qui s’applique ä 
une Partie en tant qu’operateur gouver- 
nemental soit sur les droits et obliga- 
tions des Parties qui ne sont pas parties 
ä l’un des traites susmentionnes, ou sur 
l’application des paragraphes 1 et 2 de 
l’article 7. 

3. La responsabilite ne sera pas limitee 
s’il est prouve que la Situation critique pour 
l’environnement resulte d’un fait ou d’une 
omission de l’operateur, commis delibere- 
ment avec l’intention de causer une teile 
Situation, ou temerairement et avec la 
conscience qu’une teile Situation critique 
resulterait probablement. 


a) für einen umweltgefährdenden Notfall 
infolge eines Ereignisses unter Beteili- 
gung eines Schiffes: 

i) eine Million SZR für ein Schiff mit 
einem Raumgehalt bis zu 2 000 Ton- 
nen; 

ii) für ein Schiff mit einem darüber 
hinausgehenden Raumgehalt erhöht 
sich der unter Ziffer i genannte Be- 
trag wie folgt: 

- 400 SZR je Tonne von 2 001 
bis 30 000 Tonnen, 

- 300 SZR je Tonne von 30 001 
bis 70 000 Tonnen und 

- 200 SZR je Tonne bei mehr 
als 70 000 Tonnen; 

b) drei Millionen SZR für einen umweltge- 
fährdenden Notfall infolge eines Ereig- 
nisses ohne Beteiligung eines Schiffes. 

( 2 ) 

a) Ungeachtet des Absatzes 1 Buch- 
stabe a lässt diese Anlage Folgendes 
unberührt: 

i) die Haftung oder das Recht auf Haf- 
tungsbeschränkung aufgrund eines 
anwendbaren internationalen Ver- 
trags über Haftungsbeschränkung 
oder 

ii) die Anwendung eines zu einem 
solchen Vertrag mit dem Ziel ange- 
brachten Vorbehalts, die Geltung der 
darin festgelegten Höchstbeträge 
für bestimmte Ansprüche auszu- 
schließen; 

allerdings müssen die anzuwendenden 
Höchstbeträge mindestens so hoch 
sein wie folgende: eine Millionen SZR 
für ein Schiff mit einem Raumgehalt bis 
zu 2 000 Tonnen; zusätzlich hierzu für 
ein Schiff mit einem Raumgehalt über 
2 000 Tonnen 400 SZR je Tonne für ein 
Schiff mit einem Raumgehalt von 2 001 
bis 30 000 Tonnen, 300 SZR je Tonne 
für ein Schiff mit einem Raumgehalt von 
30 001 bis 70 000 Tonnen und 200 SZR 
je Tonne bei mehr als 70 000 Tonnen. 


b) Buchstabe a lässt die Haftungshöchst- 
beträge in Absatz 1 Buchstabe a, die 
für eine Vertragspartei als staatlicher 
Betreiber gelten, und die Rechte und 
Pflichten von Vertragsparteien, die nicht 
Vertragsparteien eines unter Buchsta- 
be a genannten Vertrags sind, sowie die 
Anwendung des Artikels 7 Absätze 1 
und 2 unberührt. 

(3) Die Haftung ist unbeschränkt, wenn 
nachgewiesen wird, dass der umweltge- 
fährdende Notfall auf eine Handlung oder 
Unterlassung des Betreibers zurückzufüh- 
ren ist, die er in der Absicht, einen solchen 
Notfall herbeizuführen, oder leichtfertig und 
in dem Bewusstsein begangen hat, dass 
ein solcher Notfall mit Wahrscheinlichkeit 
eintreten werde. 


14 


4. The Antarctic Treaty Consultative 
Meeting shall review the limits in para- 
graphs 1(a) and 1{b) above every three 
years, or sooner at the request of any Party. 
Any amendments to these iimits, which 
shali be determined after consuitation 
amongst the Parties and on the basis of 
advice inciuding scientific and technicai 
advice, shaii be made under the procedure 
set out in Articie 13(2). 

5. For the purpose of this Articie: 

(a) “ship” means a vessei of any type what- 
soever operating in the marine environ- 
ment and inciudes hydrofoii boats, air- 
cushion vehicies, submersibies, fioating 
craft and fixed or fioating piatforms; 


(b) “SDR” means the Speciai Drawing 
Rights as defined by the internationai 
Monetary Fund; 

(c) a ship’s tonnage shaii be the gross ton- 
nage caicuiated in accordance with the 
tonnage measurement ruies contained 
in Annex i of the internationai Conven- 
tion on Tonnage Measurement of Ships, 
1969. 

Articie 10 
State Liability 

A Party shaii not be iiabie for the faiiure 
of an operator, other than its State opera- 
tors, to take response action to the extent 
that that Party took appropriate measures 
within its competence, inciuding the adop- 
tion of iaws and reguiations, administrative 
actions and enforcement measures, to en- 
sure compiiance with this Annex. 

Articie 1 1 
Insurance and 
Other Financial Security 

1 . Bach Party shaii require its operators 
to maintain adequate insurance or other 
financiai security, such as the guarantee of 
a bank or simiiar financiai institution, to 
cover iiabiiity under Articie 6(1) up to the 
appiicabie iimits set out in Articie 9(1) and 
Articie 9(2). 


2. Bach Party may require its operators 
to maintain adequate insurance or other 
financiai security, such as the guarantee of 
a bank or simiiar financiai institution, to 
cover iiabiiity under Articie 6(2) up to the 
appiicabie iimits set out in Articie 9(1) and 
Articie 9(2). 


3. Notwithstanding paragraphs 1 and 2 
above, a Party may maintain seif-insurance 
in respect of its State operators, inciuding 
those carrying out activities in the further- 
ance of scientific research. 


4. La Reunion consuitative au Traite sur 
i’Antarctique revoit tous ies trois ans ou pius 
tot ä ia demande d’une Partie, ies piafonds 
vises aux aiineas a) et b) du paragraphe 1 
ci-dessus. Toutes ies modifications appor- 
tees ä ces piafonds, qui seront arretees 
apres consuitation entre ies Parties et sur ia 
base d’avis, y compris d’avis scientifiques 
et techniques, ie seront en appiication de ia 
procedure decrite au paragraphe 2) de i’ar- 
ticie 13. 

5. Aux fins du present articie: 

a) ie terme “navire” designe tout bätiment 
operant en miiieu marin et engiobe ies 
hydropteres, aerogiisseurs, engins sub- 
mersibies, engins fiottants et piates- 
formes fixes et fiottantes; 


b) ie terme “DTS” designe ie droit de tirage 
speciai tei qu’ii est defini par ie Fonds 
monetaire internationai; 

c) ie tonnage d’un navire est ie tonnage 
brut caicuie sur ia base des regies de 
jaugeage contenues dans i’annexe i de 
ia Convention internationaie de 1969 sur 
ie jaugeage des navires. 


Articie 10 

Responsabilite de l’Etat 

Line Partie n’est pas tenue pour respon- 
sabie si un Operateur, autre que ses Opera- 
teurs etatiques, ne prend pas d’action en 
cas d’urgence dans ia mesure oü cette 
Partie a pris des mesures appropriees qui 
sont du ressort de sa competence, y com- 
pris i’adoption de iois et regiements, des 
actions administratives et des mesures 
d’execution, pour garantir ie respect de ia 
presente annexe. 

Articie 1 1 
Assurance et 
autre securite financiere 

1 . Chaque Partie exige de ses Opera- 
teurs qu’iis aient une Couverture d’assu- 
rance ou une autre securite financiere ade- 
quate comme ia garantie d’une banque ou 
d’une institution financiere simiiaire, pour 
couvrir ia responsabiiite en vertu du para- 
graphe 1 de i’articie 6 ä concurrence des 
piafonds auxqueis ii est fait reference aux 
paragraphes 1 et 2 de i’articie 9. 

2. Chaque Partie peut exiger de ses Ope- 
rateurs qu’iis aient une assurance ou une 
autre securite financiere adequate comme 
ia garantie d’une banque ou d’une institu- 
tion financiere simiiaire, pour couvrir ia 
responsabiiite en vertu du paragraphe 2 de 
i’articie 6 ä concurrence des piafonds aux- 
queis ii est fait reference aux paragraphes 1 
et 2 de i’articie 9. 

3. Nonobstant ies paragraphes 1 et 2 
ci-dessus, une Partie peut s’assurer eiie- 
meme pour couvrir ses Operateurs eta- 
tiques, y compris ceux qui se iivrent ä des 
activites dont i’objet est de promouvoir ia 
recherche scientifique. 


(4) Die Konsultativtagung zum Antarktis- 
Vertrag überprüft die Höchstbeträge in Ab- 
satz 1 Buchstaben a und b alle drei Jahre 
oder auf Antrag einer Vertragspartei früher. 
Änderungen dieser Höchstbeträge, die nach 
Konsultationen zwischen den Vertrags- 
parteien und aufgrund von Ratschlägen 
einschließlich wissenschaftlicher und tech- 
nischer Ratschläge festgelegt werden, er- 
folgen nach dem in Artikel 13 Absatz 2 vor- 
gesehenen Verfahren. 

(5) Im Sinne dieses Artikels 

a) bedeutet der Begriff „Schiff“ Fahrzeuge 
jeder Art, die in der Meeresumwelt be- 
trieben werden; er umfasst auch Trag- 
flächenboote, Luftkissenfahrzeuge, Un- 
terwassergerät, schwimmendes Gerät 
und feste oder schwimmende Platt- 
formen; 

b) bedeutet „SZR“ die Sonderziehungs- 
rechte entsprechend der Begriffsbe- 
stimmung des Internationalen Wäh- 
rungsfonds; 

c) die Bruttoraumzahl, errechnet nach den 
in Anlage I des Internationalen Schiffs- 
vermessungs-Übereinkommens von 
1969 enthaltenen Bestimmungen über 
die Vermessung des Raumgehalts. 

Artikel 10 

Haftung des Staates 

Bine Vertragspartei haftet nicht, wenn 
ein nichtstaatlicher Betreiber es unterlässt, 
Gegenmaßnahmen zu ergreifen, soweit die 
Vertragspartei im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit geeignete Maßnahmen, einschließlich 
des Briasses von Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften sowie Verwaltungs- und Voll- 
streckungsmaßnahmen, ergriffen hat, um 
die Binhaltung dieser Anlage zu gewähr- 
leisten. 

Artikel 1 1 
Versicherung und 
sonstige finanzielle Sicherheit 

(1) Jede Vertragspartei verpflichtet ihre 
Betreiber, eine ausreichende Versicherung 
oder andere finanzielle Sicherheit wie etwa 
die Bürgschaft einer Bank oder einer ähn- 
lichen Finanzinstitution zu haben, um die 
Haftung aufgrund des Artikels 6 Absatz 1 
bis zu den geltenden Höchstbeträgen nach 
Artikel 9 Absätze 1 und 2 zu decken. 

(2) Jede Vertragspartei kann ihre Betrei- 
ber verpflichten, eine ausreichende Versi- 
cherung oder andere finanzielle Sicherheit 
wie etwa die Bürgschaft einer Bank oder 
einer ähnlichen Finanzinstitution zu haben, 
um die Haftung aufgrund des Artikels 6 
Absatz 2 bis zu den geltenden Höchstbe- 
trägen nach Artikel 9 Absätze 1 und 2 zu 
decken. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 kann 
eine Vertragspartei eine Selbstversicherung 
für ihre staatlichen Betreiber haben, ein- 
schließlich derjenigen, die Tätigkeiten zur 
Förderung der wissenschaftlichen For- 
schung durchführen. 
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Article 12 
The Fund 

1 . The Secretariat of the Antarctic Treaty 
shall maintain and administer a fund, in ac- 
cordance with Decisions including terms of 
reference to be adopted by the Parties, to 
provide, interalia, for the reimbursement of 
the reasonabie and justified costs incurred 
by a Party or Parties in taking response 
action pursuant to Articie 5(2). 


2. Any Party or Parties may make a pro- 
posai to the Antarctic Treaty Consuitative 
Meeting for reimbursement to be paid from 
the fund. Such a proposai may be approved 
by the Antarctic Treaty Consuitative Meet- 
ing, in which case it shail be approved by 
way of a Decision. The Antarctic Treaty 
Consuitative Meeting may seek the advice 
of the Committee of Environmentai Protec- 
tion on such a proposai, as appropriate. 


3. Special circumstances and criteria, 
such as: the fact that the responsible oper- 
ator was an operator of the Party seeking 
reimbursement; the Identity of the respon- 
sible operator remaining unknown or not 
subject to the provisions of this Annex; 
the unforeseen failure of the relevant Insur- 
ance Company or financial Institution; or an 
exemption in Article 8 applying, shall be 
duly taken into account by the Antarctic 
Treaty Consuitative Meeting under Para- 
graph 2 above. 

4. Any State or person may make volun- 
tary contributions to the fund. 

Article 13 

Amendment or Modification 

1 . This Annex may be amended or mod- 
ified by a Measure adopted in accordance 
with Article IX(1) of the Antarctic Treaty. 

2. In the case of a Measure pursuant to 
Article 9(4), and in any other case unless the 
Measure in question specifies otherwise, 
the amendment or modification shall be 
deemed to have been approved, and shall 
become effective, one year after the dose 
of the Antarctic Treaty Consuitative Meeting 
at which it was adopted, unless one or 
more Antarctic Treaty Consuitative Parties 
notifies the Depositary, within that time 
period, that it wishes any extension of that 
period or that it is unable to approve the 
Measure. 

3. Any amendment or modification of 
this Annex which becomes effective in ac- 
cordance with Paragraph 1 or 2 above shall 
thereafter become effective as to any other 
Party when notice of approval by it has 
been received by the Depositary. 


Article 12 
Le Fonds 

1. Le secretariat du Traite sur l’Antarc- 
tique gere et administre un fonds en confor- 
mite avec les Decisions, y compris les 
dispositions qu’auront adoptees les Parties 
et ce, afin d’assurer inter alia le rembourse- 
ment des coüts raisonnables et justifies 
encourus par une ou plusieurs des Parties 
lorsqu’elles prennent des actions en cas 
d’urgence conformement au paragraphe 2 
de l’article 5. 

2. Une ou plusieurs Parties peuvent faire, 
ä la Reunion consuitative du Traite sur 
l’Antarctique, une proposition de rembour- 
sement ä payer sur le Fonds. Une teile pro- 
position peut etre approuvee par la Reunion 
consuitative du Traite sur I Antarctique; dans 
ce cas lä, eile le sera au moyen d’une Deci- 
sion. La Reunion consuitative du Traite sur 
l’Antarctique peut, s’il y a lieu, demander 
l’avis du Comite pour la protection de l’en- 
vironnement sur cette proposition. 

3. En vertu du paragraphe 2 ci-dessus, 
la Reunion consuitative du Traite sur l’An- 
tarctique prend düment en consideration 
des circonstances et criteres particuliers 
comme; l’operateur responsable etait un 
Operateur de la Partie demandant le 
remboursement; l’identite de l’operateur 
responsable demeurait inconnue ou n’etait 
pas sujette aux dispositions de la presente 
annexe; il y avait une defaillance imprevu de 
la Compagnie d’assurance ou de l’institution 
financiere appropriee; ou il y avait une 
exoneration prevue ä l’article 8. 

4. Tout Etat ou toute personne peut faire 
des contributions volontaires au Fonds. 

Article 13 

Amendement ou modification 

1 . La presente annexe peut etre amen- 
dee ou modifiee par une Mesure adop- 
tee conformement au paragraphe 1 de l’Ar- 
ticle IX du Traite sur l’Antarctique. 

2. Dans le cas d’une mesure relevant du 
paragraphe 4 de l’article 9 et dans tout au- 
tre cas, ä moins que la mesure en question 
n’en dispose autrement, l’amendement ou 
la modification est considere comme ap- 
prouve et prend effet un an apres la clöture 
de la Reunion consuitative du Traite sur 
l’Antarctique au cours de laquelle il a ete 
adopte, ä moins qu’une ou plusieurs Parties 
consultatives au Traite sur l’Antarctique ne 
notifient au Depositaire durant cette periode 
qu’elles souhaitent une extension de cette 
Periode ou qu’elles ne peuvent approuver 
la mesure en question. 

3. Tout amendement ou toute modifica- 
tion de la presente annexe qui prend 
effet conformement au paragraphe 1 ou 2 
ci-dessus prend ensuite effet ä l’egard de 
toute autre Partie ä la date de reception par 
le Depositaire de la notification d’approba- 
tion par celle-ci. 


Artikel 12 
Der Fonds 

(1) Das Sekretariat des Antarktis-Ver- 
trags unterhält und verwaltet in Überein- 
stimmung mit den Beschlüssen, einschließ- 
lich einer von den Vertragsparteien zu 
beschließenden Aufgabenstellung, einen 
Fonds, aus dem unter anderem die Erstat- 
tung der angemessenen und begründeten 
Kosten bestritten wird, die einer oder meh- 
reren Vertragsparteien beim Ergreifen von 
Gegenmaßnahmen nach Artikel 5 Absatz 2 
entstehen. 

(2) Die Vertragsparteien können einzeln 
oder zu mehreren bei der Konsultativtagung 
zum Antarktis-Vertrag einen Antrag auf 
Kostenerstattung aus dem Fonds stellen. 
Ein solcher Antrag kann von der Konsulta- 
tivtagung zum Antarktis-Vertrag durch Be- 
schluss genehmigt werden. Die Konsultativ- 
tagung zum Antarktis-Vertrag kann 
gegebenenfalls zu diesem Antrag den Rat 
des Ausschusses für Umweltschutz einho- 
len. 

(3) Besondere Umstände und Kriterien 
wie etwa die Tatsache, dass der verantwort- 
liche Betreiber ein Betreiber der um Erstat- 
tung ersuchenden Vertragspartei ist, dass 
die Identität des verantwortlichen Betreibers 
unbekannt bleibt oder nicht durch diese An- 
lage erfasst ist, dass die betreffende 
Versicherungsgesellschaft oder Finanzinsti- 
tution unvorhergesehen ausfällt oder dass 
eine Befreiung nach Artikel 8 Anwendung 
findet, werden von der Konsultativtagung 
zum Antarktis-Vertrag im Zusammenhang 
mit Absatz 2 gebührend berücksichtigt. 

(4) Jeder Staat und jede Person können 
freiwillige Beiträge in den Fonds einzahlen. 

Artikel 13 

Änderung oder Ergänzung 

(1) Diese Anlage kann durch eine nach 
Artikel IX Absatz 1 des Antarktis-Vertrags 
beschlossene Maßnahme geändert oder 
ergänzt werden. 

(2) Im Fall einer Maßnahme nach Arti- 
kel 9 Absatz 4 und in jedem anderen Fall, 
sofern die betreffende Maßnahme nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt, gilt 
die Änderung oder Ergänzung als geneh- 
migt und tritt ein Jahr nach Beendigung der 
Konsultativtagung zum Antarktis-Vertrag, 
auf der sie beschlossen wurde, in Kraft, 
sofern nicht eine oder mehrere Konsultativ- 
parteien des Antarktis-Vertrags während 
dieser Frist dem Verwahrer notifizieren, 
dass sie eine Fristverlängerung wünschen 
oder dass sie die Maßnahme nicht geneh- 
migen können. 

(3) Eine Änderung oder Ergänzung dieser 
Anlage, die nach Absatz 1 oder 2 in Kraft 
tritt, tritt danach für jede andere Vertrags- 
partei in Kraft, sobald ihre Genehmigungs- 
anzeige beim Verwahrer eingegangen ist. 
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Denkschrift 


A. Allgemeines 

Die Antarktis und die angrenzenden Meeresgebiete 
sind von großer Bedeutung für das Weltklima, weisen 
aber gleichzeitig eine äußerst empfindliche Umwelt auf. 
Aufgrund der niedrigen Temperaturen in der Antarktis 
verlaufen Regenerationsprozesse bei Schädigungen der 
antarktischen Umwelt erheblich langwieriger als in ande- 
ren Gebieten und Meeren der Erde. Gleichzeitig sind die 
Antarktis und die angrenzenden Meeresgebiete aufgrund 
ihrer einzigartigen Lage und Umwelt für wissenschaftliche 
Forschungen besonders bedeutsam. Sie sind zudem für 
touristische Besuche besonders attraktiv. 

Der Antarktis-Vertrag vom 1. Dezember 1959 (BGBl. 
1978 II S. 1517, 1518), dem derzeit 50 Staaten angehören 
(die Bundesrepublik Deutschland seit 1979),'' enthält 
keine besonderen Bestimmungen zum Schutz der Um- 
welt. Nach intensiven Verhandlungen wurde am 4. Ok- 
tober 1991 ein umfangreiches Antarktis-Umweltschutz- 
protokoll beschlossen (BGBl. 1994 II S. 2478, 2479), das 
den Antarktis-Vertrag ergänzt und das antarktische 
Vertragssystem maßgeblich fortentwickelte. 2 Das Proto- 
koll fordert unter anderem für bestimmte Maßnahmen die 
Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen und 
verbietet bis auf Weiteres die Förderung mineralischer 
Ressourcen. Neben einem Anhang zum Schiedsverfahren 
wurde das Protokoll bisher durch fünf Anlagen ergänzt, 
die Regelungen für bestimmte Tätigkeiten und konkrete 
Schutzgüter enthalten. 3 Weder das Protokoll noch dessen 
Anlagen I bis V enthalten inhaltliche Bestimmungen über 
die Haftung in umweltgefährdenden Notfällen. Die neue 
Anlage VI, der sogenannte Haftungsannex, wurde auf der 
Grundlage von Artikel 16 des Antarktis-Umweltschutzpro- 
tokolls erarbeitet, in dem sich die Vertragsparteien ver- 
pflichten, Regeln und Verfahren für die Haftung für Schä- 
den auszuarbeiten, welche durch vom Protokoll erfasste 
Tätigkeiten in der Antarktis entstehen. 

Verhandlungen über ein Umwelthaftungsregime für die 
Antarktis wurden bereits seit 1993 geführt. Die Bundes- 
republik Deutschland, die sich intensiv im Bereich der 
Antarktisforschung und des Umweltschutzes in der Ant- 
arktis engagiert, insbesondere auch in die Erforschung 
globaler Umweltzusammenhänge investiert, hat sich wäh- 
rend der langjährigen Verhandlungen für einen effektiven 
und praktikablen Haftungsmechanismus eingesetzt. 

Die Anlage VI des Antarktis-Umweltschutzprotokolls ver- 
pflichtet erstmals diejenigen, die Maßnahmen in der Ant- 
arktis durchführen und Umweltnotfälle verursachen, die 
Kosten für die Beseitigung des durch den Notfall verur- 
sachten Schadens zu tragen. Diese Ansprüche sind nicht 


1 Die Bundesrepublik Deutschland trat dem Antarktis-Vertrag am 5. Feb- 
ruar 1979 bei (BGBl. 1979 II S. 420) (Konsultativstatus ab 3. März 1981), 
die Deutsche Demokratische Republik hatte ihn bereits am 13. Novem- 
ber 1974 unterzeichnet (Konsultativstatus ab 1987). 

2 Vgl. zur Genese Denkschrift zum Umweltschutzprotokoll vom 4. Okto- 
ber 1991 zum Antarktis-Vertrag, Bundestags-Drucksache 12/7490, 
S. 59. 

3 Anlage I: Umweltverträglichkeitsprüfung: Anlage II: Erhaltung der ant- 
arktischen Tier- und Pflanzenwelt; Anlage III: Beseitigung und Behand- 
lung von Abfällen; Anlage iV: Verhütung der Meeresverschmutzung: An- 
lage V: Schutz und Verwaltung von Gebieten. 


als Schadensersatz ausgestaltet, sondern knüpfen an die 
Kosten an, die bei der Beseitigung des Schadens ent- 
stehen. Wird der eingetretene Schaden nicht beseitigt, 
werden die fiktiven Kosten zugrunde gelegt, die bei einer 
Beseitigung entstanden wären. 

Der vorliegende Antarktis-Haftungsannex stellt dabei 
einen ersten Schritt, aber nicht die in Artikel 16 des 
Antarktis-Umweltschutzprotokolls vorgesehene Errich- 
tung eines umfassenden Haftungsregimes dar, da nicht 
umfassend der Ersatz der verursachten Schäden ge- 
regelt wird. Die vorliegende Anlage ist daher - wie von 
Artikel 16 des Antarktis-Umweltschutzprotokolls aus- 
drücklich vorgesehen - zukünftig völkerrechtlich um wei- 
tere Anlagen zu ergänzen, die weitere Regeln und Verfah- 
ren zur Haftung festlegen. 

B. Besonderes 
Zur Präambel 

Die Annahme des Beschlusses über die Ausarbeitung der 
Anlage VI des Antarktis-Umweltschutzprotokolls erfolgte 
durch einstimmigen Beschluss der Konsultativtagung. In 
der Präambel wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
Auswirkungen umweltgefährdender Notfälle auf die ant- 
arktische Umwelt zu vermeiden sowie umgehende und 
wirksame Gegenmaßnahmen vorzusehen, um auf solche 
Notfälle reagieren zu können. Zudem wird auf bereits 
vorhandene Regelungen des Antarktis-Umweltschutzpro- 
tokolls verwiesen. Insbesondere wird Bezug auf die aus 
Artikel 16 des Antarktis-Umweltschutzprotokolls resultie- 
rende Pflicht der Vertragsparteien genommen, in einer 
oder mehreren Anlagen Regeln und Verfahren in Bezug 
auf die Haftung für Schäden auszuarbeiten, die durch 
vom Protokoll erfasste Tätigkeiten in der Antarktis entste- 
hen. 

Zu Artikel 1 (Geltungsbereich) 

Der Eingangsartikel bestimmt den räumlichen und sach- 
lichen Geltungsbereich der Anlage. 

Zu Artikel 2 (Begriffsbestimmungen) 

Diese Bestimmung enthält Definitionen von Begriffen, 
die in den weiteren Artikeln der Anlage benannt werden. 
Zentral ist dabei der Begriff des Betreibers, den die Pflich- 
ten zu Gegenmaßnahmen und Kostentragung treffen. Be- 
treiber ist derjenige, der eine vom Anwendungsbereich 
der Anlage erfasste Tätigkeit organisiert. Diejenigen, die 
eine Tätigkeit lediglich ausführen oder an ihr beteiligt sind, 
treffen keine Pflichten. 

Zu Artikel 3 (Vorsorgemaßnahmen) 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, von ihren 
Betreibern das Ergreifen vernünftiger Vorsorgemaßnah- 
men zu verlangen. 

Absatz 2 konkretisiert diese allgemeine Pflicht um 
mögliche Vorsorgemaßnahmen, die die Vertragsparteien 
ihren Betreibern auferlegen können, insbesondere die 


17 


Verwendung spezieller Ausrüstung, spezielle Verfahren 
und eine spezielle Schulung des Personals. 

Zu Artikel 4 (Einsatzpläne) 

Nach den Absätzen 1 und 2 müssen die Vertrags- 
parteien von ihren Betreibern verlangen, Einsatzpläne für 
die Reaktion auf Zwischenfälle mit möglichen nachteiligen 
Auswirkungen auf die antarktische Umwelt aufzustellen 
und dabei zusammenzuarbeiten. Diese Einsatzpläne 
sollen gegebenenfalls bestimmte Angaben enthalten. 

Absatz 3 bestimmt, dass die Vertragsparteien Verfah- 
ren für die Meldung von und Reaktion auf umweltgefähr- 
dende Notfälle festzulegen und die Anwendung dieser 
Verfahren durch ihre Betreiber zu fördern haben. 

Zu Artikel 5 (Gegenmaßnahmen) 

Diese Bestimmung regelt das Ergreifen von Gegenmaß- 
nahmen in umweltgefährdenden Notfällen durch die Be- 
treiber selbst, die Vertragspartei des Betreibers und 
andere Vertragsparteien. 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, ihren Be- 
treibern die Verpflichtung aufzuerlegen, in von jenen ver- 
ursachten umweltgefährdenden Notfällen Gegenmaßnah- 
men zu ergreifen. 

Nach Absatz 2 kann jede Vertragspartei die Maßnah- 
men anstelle des Betreibers durchführen, wenn der Be- 
treiber keine Maßnahmen ergreift. 

Bei einer Ersatzvornahme sind die detaillierten Vorausset- 
zungen der Absätze 3 bis 5 zu beachten. Sie haben 
zum Ziel, der Vertragspartei des Betreibers zunächst 
selbst die Möglichkeit einzuräumen, Gegenmaßnahmen 
zu ergreifen. Bevor andere Vertragsparteien tätig werden, 
unterliegen sie daher einer Notifizierungspflicht gegen- 
über dem Heimatstaat des Betreibers. Andere Vertrags- 
parteien dürfen nur dann Maßnahmen ergreifen, wenn 
Gefahr in Verzug vorliegt oder der Heimatstaat des Be- 
treibers untätig bleibt. Vertragsparteien, die Gegenmaß- 
nahmen ergreifen, haben alle beteiligten oder betroffenen 
Vertragsparteien zu konsultieren. 

Zu Artikel 6 (Haftung) 

Dieser Artikel regelt die Zahlungspflichten von Betreibern, 
die keine wirksamen Gegenmaßnahmen ergreifen. 

Absatz 1 bestimmt, dass der Betreiber gegenüber den 
Vertragsparteien, die anstelle des Betreibers Gegenmaß- 
nahmen ergreifen, für die dabei entstandenen Kosten 
haftet. 

Absatz 2 begründet einen Zahlungsanspruch auch für 
die Fälle, in denen keine Ersatzvornahme erfolgt ist. Bleibt 
der entstandene Schaden unbehoben, entstehen nieman- 
dem Kosten und Aufwendungen. Dennoch müssen staat- 
liche Betreiber nach Absatz 2 Buchstabe a grundsätzlich 
eine Zahlung an einen internationalen Fonds (Artikel 12) 
leisten, deren Höhe den Kosten entspricht, die bei Ergrei- 
fen von Gegenmaßnahmen nach Artikel 5 entstanden 
wären. Absatz 2 Buchstabe b enthält davon abweichende 
Bestimmungen für die Zahlungspflicht nichtstaatlicher 
Betreiber. Die Zahlung kann an den Fonds selbst, die 
Vertragspartei des Betreibers oder die Vertragspartei 
erfolgen, die den Durchsetzungsmeohanismus nach 
Artikel 7 Absatz 3 in Gang setzt. Erhält eine Vertragspartei 
auf diesem Wege Zahlungen, soll sie sich nach besten 


Kräften bemühen, einen Beitrag in den Fonds einzu- 
zahlen, der mindestens der vom Betreiber bezahlten 
Summe entspricht. 

Absatz 3 bestimmt, dass die beschriebene Haftung 
unabhängig von einem möglichen Verschulden des Be- 
treibers eintreten soll. 

Nach Absatz 4 haften in dem Fall, dass zwei oder 
mehr Betreiber an einer Tätigkeit beteiligt sind, alle be- 
teiligten Betreiber gesamtschuldnerisch für dabei ent- 
standene umweltgefährdende Notfälle. 

Absatz 5 stellt klar, dass die Anlage die völkerrecht- 
liche Staatenimmunität von Kriegsschiffen, Flottenhilfs- 
schiffen und sonstigen Schiffen unberührt lässt. 

Zu Artikel 7 (Klagen) 

Dieser Artikel regelt die Durchsetzung der in Artikel 6 be- 
schriebenen Zahlungsverpflichtungen. 

Die Absätze 1 und 2 bestimmen, dass eine Ver- 
tragspartei Forderungen gegen einen nichtstaatlichen 
Betreiber nach Artikel 6 Absatz 1 nur geltend machen 
kann, wenn sie Gegenmaßnahmen nach Artikel 5 Ab- 
satz 2 ergriffen hat. In jedem Vertragsstaat, in dem ein 
Betreiber seinen rechtlichen Sitz oder geschäftlichen 
Hauptsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, muss ein 
Gerichtsstand bestehen. Zudem werden Fristen für die 
Klageverfolgung bestimmt. 

Absatz 3 verpflichtet die Vertragsparteien, einen Me- 
chanismus zur Durchsetzung der in Artikel 6 Absatz 2 
geregelten Zahlungspflichten zu schaffen. 

Die Absätze 4 bis 6 schließen die Geltung der Ab- 
sätze 1 bis 3 für staatliche Betreiber aus. In diesem Fall 
sind Schiedsverfahren nach Maßgabe des Antarktis-Um- 
weltschutzprotokolls durchzuführen. Über Ansprüche aus 
Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a gegen staatliche Betreiber 
entscheidet die Konsultativtagung. 

Zu Artikel 8 (Befreiungen von der Haftung) 

Dieser Artikel bestimmt Ausnahmen von der in Artikel 6 
beschriebenen Haftung. 

Nach Absatz 1 haftet ein Betreiber nicht, wenn der 
umweltgefährdende Notfall dadurch ausgelöst wurde, 
dass Leben oder Sicherheit von Menschen geschützt 
werden mussten, sich eine nicht vorhersehbare Natur- 
katastrophe ereignet hat oder ein terroristisoher oder 
kriegerischer Akt begangen wurde. 

Nach Absatz 2 haftet eine Vertragspartei nicht, wenn 
sie Gegenmaßnahmen im Wege der Ersatzvornahme 
ergreift und dabei ein (weiterer) Notfall entsteht. 

Zu Artikel 9 (Haftungshöchstbeträge) 

Dieser Artikel definiert Höchstbeträge für die Zahlungs- 
verpflichtungen der Betreiber. 

Absatz 1 bestimmt Höchstbeträge für die Haftung 
nach Artikel 6 Absatz 1 oder 2. Die Bestimmung unter- 
scheidet dabei zwischen Notfällen infolge von Ereignissen 
mit und ohne Beteiligung eines Schiffes. 

Absatz 2 stellt eine Kollisionsklausel dar, nach der in 
bestimmten Fällen völkerrechtliche Verträge zur Haftungs- 
beschränkung vorrangig Anwendung finden sollen. 
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Nach Absatz 3 ist die Haftung unbeschränkt, wenn 
der umweltgefährdende Notfall durch eine vorsätzliche 
oder grob fahrlässige Handlung des Betreibers verursacht 
wird. 

Die Absätze 4 und 5 enthalten Vorschriften über die 
Anpassung der Haftungshöchstbeträge in der Zukunft 
sowie weitere Definitionen. 

Zu Artikel 10 (Haftung des Staates) 

Nach dieser Bestimmung haften die Vertragsparteien für 
Unterlassungen ihrer nichtstaatlichen Betreiber nur, wenn 
sie die ihr obliegenden Pflichten hinsichtlich Gesetzge- 
bung, Verwaltung und Durchsetzung von Vorschriften 
nicht erfüllt haben. 

Zu Artikel 11 (Versicherung und sonstige finanzielle 
Sicherheit) 

Nach den Absätzen 1 und 2 müssen die Vertrags- 
parteien von ihren Betreibern verlangen, über eine ausrei- 
chende Versicherung oder eine andere finanzielle Sicher- 


heit zur Sicherung möglicher Ansprüche aus Artikel 6 Ab- 
satz 1 zu verfügen. Für Forderungen aus Artikel 6 Ab- 
satz 2 können sie eine ausreichende Versicherung oder 
andere finanzielle Sicherheit verlangen, sind dazu aber 
nicht verpflichtet. 

Absatz 3 regelt, dass für staatliche Betreiber die Leis- 
tung einer Sicherheit durch eine Selbstversicherung er- 
setzt werden kann. 

Zu Artikel 12 (Der Fonds) 

Dieser Artikel beschreibt Einrichtung und Funktionsweise 
eines Fonds, in den Zahlungen aus Artikel 6 Absatz 2 
Buchstabe a fließen sollen. Aus dem Fonds können 
Vertragsparteien die Erstattung von Kosten beantragen, 
die ihnen beim Ergreifen von Gegenmaßnahmen nach 
Artikel 5 Absatz 2 entstehen. 

Zu Artikel 13 (Änderung oder Ergänzung) 

Dieser Artikel enthält Vorschriften für zukünftige Änderun- 
gen oder Ergänzungen dieser Anlage. 
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